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N e u b e k a n n t m a c h u n g
des Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes

Vom 30. März 2004

Aufgrund des Artikels 5 des Gesetzes zur Änderung ver-
fassungs- und geheimschutzrechtlicher Vorschriften vom
27. Januar 2004 (Nds. GVBl. S. 35) wird nachstehend der
Wortlaut des Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes
vom 3. November 1992 (Nds. GVBl. S. 283) in der nunmehr
geltenden Fassung unter Berücksichtigung

des § 33 des Gesetzes vom 17. Juni 1993 (Nds. GVBl. S. 141),

des Gesetzes vom 4. April 1995 (Nds. GVBl. S. 103),

des Artikels 6 des Gesetzes vom 21. November 1997 (Nds.
GVBl. S. 481),

des § 28 des Gesetzes vom 3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 128)
und

des Artikels 1 des Gesetzes vom 27. Januar 2004 (Nds.
GVBl. S. 35)

bekannt gemacht.

Hannover, den 30. März 2004

Niedersächsisches Ministerium 
für Inneres und Sport

S c h ü n e m a n n

Minister

58. Jahrgang Ausgegeben in Hannover am 22. April 2004 Nummer 11
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(Niedersächsisches Verfassungsschutzgesetz — NVerfSchG —)
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E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Zweck und Auftrag des Verfassungsschutzes

1Der Verfassungsschutz dient dem Schutz der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung, des Bestandes und der Sicher-
heit des Bundes und der Länder. 2Er erfüllt diesen Auftrag
durch

1. die Sammlung und Auswertung von Informationen über
Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1,

2. die Unterrichtung der Landesregierung und die Mitwir-
kung an der Aufklärung der Öffentlichkeit über diese
Bestrebungen und Tätigkeiten,

3. die Wahrnehmung der in diesem Gesetz geregelten sonsti-
gen Mitwirkungsaufgaben sowie

4. den in diesem Gesetz oder in anderen Rechtsvorschriften
vorgesehenen Informationsaustausch mit anderen Stellen.

§ 2

Zuständigkeit

(1) 1Verfassungsschutzbehörde ist das Landesamt für Ver-
fassungsschutz als obere Landesbehörde. 2Das Landesamt für
Verfassungsschutz untersteht dem für Inneres zuständigen
Ministerium (Fachministerium).

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz und polizeiliche
Dienststellen dürfen einander nicht angegliedert werden.

(3) 1Verfassungsschutzbehörden anderer Länder dürfen im
Lande Niedersachsen nur im Einvernehmen mit dem Landes-
amt für Verfassungsschutz tätig werden. 2Ihre Befugnisse be-
stimmen sich dabei nach den Vorschriften dieses Gesetzes.

(4) Hat sich das Bundesamt für Verfassungsschutz wegen
beabsichtigter eigener Maßnahmen im Lande Niedersachsen
mit dem Landesamt für Verfassungsschutz ins Benehmen
gesetzt (§ 5 Abs. 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes), so
unterrichtet das Landesamt für Verfassungsschutz das Fach-
ministerium unverzüglich über die von ihm abgegebene Stel-
lungnahme.

(5) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf andere
Verfassungsschutzbehörden nicht um Maßnahmen ersuchen,
zu denen es selbst nicht befugt ist.

§ 3

Aufgaben des Landesamtes für Verfassungsschutz

(1) 1Aufgabe des Landesamtes für Verfassungsschutz ist die
Sammlung und Auswertung von Informationen, insbesondere
von sach- und personenbezogenen Auskünften, Nachrichten
und Unterlagen, über

1. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des
Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine un-
gesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Ver-
fassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer
Mitglieder zum Ziele haben,

2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten
in der Bundesrepublik Deutschland für eine fremde Macht,

3. Bestrebungen in der Bundesrepublik Deutschland, die
durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vor-
bereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundes-
republik Deutschland gefährden,

4. Bestrebungen, die gegen den Gedanken der Völkerverstän-
digung (Artikel 9 Abs. 2 des Grundgesetzes) oder gegen das

friedliche Zusammenleben der Völker (Artikel 26 Abs. 1
des Grundgesetzes) gerichtet sind.

2Die Leiterin oder der Leiter des Landesamtes für Verfassungs-
schutz oder die Vertreterin oder der Vertreter bestimmt die
Objekte, die zur Erfüllung der Aufgaben nach Satz 1 Nrn. 1, 3
und 4 planmäßig zu beobachten und aufzuklären sind (Beob-
achtungsobjekte). 3§ 5 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 4Die
Bestimmung eines Beobachtungsobjektes ist regelmäßig zu
überprüfen. 5Sie ist aufzuheben, wenn die Voraussetzung des
§ 5 Abs. 1 Satz 2 entfallen ist. 6Die Bestimmung eines Beob-
achtungsobjektes bedarf der Zustimmung der Fachministerin
oder des Fachministers oder der Vertreterin oder des Ver-
treters.

(2) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz unterrichtet das
Fachministerium regelmäßig und umfassend über die Wahr-
nehmung seiner Aufgaben und seine Auswertungsergebnisse.
2Die Unterrichtung soll die zuständigen Stellen in die Lage
versetzen, Art und Ausmaß von Bestrebungen und Tätig-
keiten nach Absatz 1 zu beurteilen und die erforderlichen
Abwehrmaßnahmen zu treffen.

(3) Das Landesamt für Verfassungsschutz wirkt mit

1. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen nach Maß-
gabe des Niedersächsischen Sicherheitsüberprüfungsge-
setzes,

2. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die an si-
cherheitsempfindlichen Stellen von lebens- oder vertei-
digungswichtigen Einrichtungen beschäftigt sind oder
werden sollen,

3. bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von
im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftigen Tat-
sachen, Gegenständen oder Erkenntnissen gegen die
Kenntnisnahme durch Unbefugte.

§ 3 a

Aufklärung der Öffentlichkeit

(1) 1Das Fachministerium klärt die Öffentlichkeit auf der
Grundlage der Auswertungsergebnisse des Landesamtes für
Verfassungsschutz durch zusammenfassende Berichte über
Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 auf.
2Hierzu gehört ein jährlicher Verfassungsschutzbericht, in
dem auch die Summe der Haushaltsmittel für das Landesamt
für Verfassungsschutz sowie die Gesamtzahl seiner Bedienste-
ten nach Stellen und Beschäftigungsvolumen darzustellen
sind. 3Ferner sind in dem Bericht allgemein die Einholung
von Auskünften nach § 5 a, die Anwendung der nachrichten-
dienstlichen Mittel, die Auskunftsersuchen nach § 13 und die
Strukturdaten der vom Landesamt für Verfassungsschutz in
Dateien im Sinne des § 6 Satz 1 des Bundesverfassungsschutz-
gesetzes gespeicherten Personendatensätze darzustellen.

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz wirkt ergänzend
durch eigene Maßnahmen an der Aufklärung der Öffentlich-
keit mit; es kann dabei zugleich über die Wahrnehmung
seiner Aufgaben unterrichten.

§ 4

Begriffsbestimmungen

(1) 1Bestrebungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 3
und 4 sind politisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete
Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusam-
menschluss. 2Für einen Personenzusammenschluss handelt,
wer ihn in seinen Bestrebungen nachdrücklich unterstützt.
3Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nicht in einem
oder für einen Personenzusammenschluss handeln, sind Be-
strebungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 oder 4,
wenn sie auf Anwendung von Gewalt gerichtet oder aufgrund
ihrer Wirkungsweise geeignet sind, ein Schutzgut dieses
Gesetzes erheblich zu beschädigen.
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(2) Im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sind

1. Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes oder eines
Landes:

solche, die darauf gerichtet sind, die Freiheit des Bundes
oder eines Landes von fremder Herrschaft aufzuheben,
ihre staatliche Einheit zu beseitigen oder ein zu ihnen
gehörendes Gebiet abzutrennen;

2. Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines
Landes:

solche, die darauf gerichtet sind, den Bund, Länder oder
deren Einrichtungen in ihrer Funktionsfähigkeit erheblich
zu beeinträchtigen;

3. Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung:

solche, die darauf gerichtet sind, einen der in Absatz 3
genannten Verfassungsgrundsätze zu beseitigen oder au-
ßer Geltung zu setzen.

(3) Zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung im
Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zählen:

1. das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Ab-
stimmungen und durch besondere Organe der Gesetz-
gebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtspre-
chung auszuüben und die Volksvertretung in allgemeiner,
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl zu
wählen,

2. die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige
Ordnung und die Bindung der vollziehenden Gewalt und
der Rechtsprechung an Gesetz und Recht,

3. das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentari-
schen Opposition,

4. die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlich-
keit gegenüber der Volksvertretung,

5. die Unabhängigkeit der Gerichte,

6. der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft und

7. die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte.

(4) Eine Gefährdung auswärtiger Belange im Sinne des § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 liegt nur dann vor, wenn die Gewalt inner-
halb der Bundesrepublik Deutschland angewendet oder vor-
bereitet wird und sie sich gegen die politische Ordnung oder
Einrichtungen anderer Staaten richtet oder richten soll.

(5) Gewalt im Sinne dieses Gesetzes ist die Anwendung
körperlichen Zwanges gegen Personen und die gewalttätige
Einwirkung auf Sachen.

(6) Sammlung von personenbezogenen Daten ist das Er-
heben im Sinne des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Befugnisse, nachrichtendienstliche Mittel, 
Datenverarbeitung

§ 5

Allgemeine Befugnisse des Landesamtes 
für Verfassungsschutz

(1) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf die zur
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Informationen ein-
schließlich personenbezogener Daten erheben und weiterver-
arbeiten, soweit dieses Gesetz oder andere Rechtsvorschriften
nicht besondere Regelungen treffen. 2Voraussetzung für die
Sammlung von Informationen im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1
ist das Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte, die, insgesamt
betrachtet und unter Einbeziehung nachrichtendienstlicher
Erfahrungen, den Verdacht einer der in § 3 Abs. 1 Satz 1 ge-
nannten Bestrebungen oder Tätigkeiten rechtfertigen.

(2) 1Werden personenbezogene Daten bei Betroffenen mit
deren Kenntnis erhoben, so ist der Erhebungszweck anzuge-
ben, es sei denn, dass die Erhebung für Zwecke des Landes-
amtes für Verfassungsschutz nicht bekannt werden darf. 2Die
Betroffenen sind auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzu-
weisen.

(3) Ist zum Zwecke der Sammlung von Informationen die
Weitergabe personenbezogener Daten unerlässlich, so dürfen
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person nur im un-
vermeidbaren Umfang beeinträchtigt werden.

(4) Polizeiliche Befugnisse oder Weisungsbefugnisse stehen
dem Landesamt für Verfassungsschutz nicht zu; es darf die
Polizei auch nicht im Wege der Amtshilfe um Maßnahmen
ersuchen, zu denen es selbst nicht befugt ist.

(5) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz ist an die all-
gemeinen Rechtsvorschriften gebunden. 2Bei der Sammlung
und Verarbeitung von Informationen hat es von mehreren ge-
eigneten Maßnahmen diejenige zu wählen, die Betroffene
voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. 3Eine Maßnah-
me darf keinen Nachteil herbeiführen, der erkennbar außer
Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolgt steht.

§ 5 a

Besondere Auskunftspflichten

(1) 1Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute und Fi-
nanzunternehmen sind verpflichtet, dem Landesamt für
Verfassungsschutz auf Verlangen unentgeltlich Auskünfte zu
Konten, Konteninhabern und sonstigen Berechtigten sowie
weiteren am Zahlungsverkehr Beteiligten und zu Geldbewe-
gungen und Geldanlagen zu erteilen. 2Auskünfte dürfen nur
im Einzelfall und unter der Voraussetzung eingeholt werden,
dass diese zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3 Abs. 1 Satz 1
Nrn. 2 bis 4 erforderlich sind und dass tatsächliche Anhalts-
punkte für schwerwiegende Gefahren für die in § 3 Abs. 1
Satz 1 Nrn. 2 bis 4 genannten Schutzgüter vorliegen.

(2) 1Luftfahrtunternehmen sind verpflichtet, dem Landes-
amt für Verfassungsschutz auf Verlangen unentgeltlich Aus-
künfte zu Namen, Anschriften und zur Inanspruchnahme von
Transportleistungen und sonstigen Umständen des Luftver-
kehrs zu erteilen. 2Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) 1Diejenigen, die geschäftsmäßig Postdienstleistungen
erbringen oder daran mitwirken, sind verpflichtet, dem Lan-
desamt für Verfassungsschutz auf Verlangen unentgeltlich
Auskünfte zu Namen, Anschriften, Postfächern und sonstigen
Umständen des Postverkehrs zu erteilen. 2Auskünfte dürfen
nur im Einzelfall zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3 Abs. 1
Satz 1 Nrn. 2 bis 4 und unter den Voraussetzungen des § 3
Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes eingeholt werden.

(4) 1Diejenigen, die geschäftsmäßig Telekommunikations-
dienste und Teledienste erbringen oder daran mitwirken, sind
verpflichtet, dem Landesamt für Verfassungsschutz auf Ver-
langen unentgeltlich Auskünfte über Telekommunikations-
verbindungsdaten und Teledienstenutzungsdaten zu erteilen.
2Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 3Die Auskunft kann auch in
Bezug auf zukünftige Telekommunikation und die zukünftige
Nutzung von Telediensten verlangt werden. 4Telekommuni-
kationsverbindungsdaten und Teledienstenutzungsdaten sind

1. Berechtigungskennungen, Kartennummern, Standortken-
nungen sowie Rufnummer oder Kennung des anrufenden
und angerufenen Anschlusses oder der Endeinrichtung,

2. Beginn und Ende der Verbindung nach Datum und Uhr-
zeit,

3. Angaben über die Art der von der Kundin oder dem Kun-
den in Anspruch genommenen Telekommunikations- und
Teledienst-Dienstleistungen,

4. Endpunkte festgeschalteter Verbindungen, ihr Beginn und
ihr Ende nach Datum und Uhrzeit.
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(5) 1Über das Einholen von Auskünften nach den Absätzen 1
bis 4 entscheidet das Fachministerium auf Antrag des Landes-
amtes für Verfassungsschutz. 2Der Antrag ist zu begründen
und von der Leiterin oder dem Leiter des Landesamtes für
Verfassungsschutz oder der Vertreterin oder dem Vertreter zu
unterzeichnen. 3Die Entscheidung des Fachministeriums bedarf
der Zustimmung der nach § 2 Abs. 1 des Niedersächsischen
Gesetzes zur Ausführung des Artikel 10-Gesetzes (Nds. AG G 10)
bestehenden Kommission (G 10-Kommission). 4Bei Gefahr im
Verzuge kann das Fachministerium anordnen, dass die Ent-
scheidung bereits vor der Zustimmung der Kommission voll-
zogen wird. 5In diesem Fall ist die nachträgliche Zustimmung
unverzüglich einzuholen.

(6) 1Die G 10-Kommission prüft im Rahmen der Erteilung
der Zustimmung gemäß Absatz 5 Satz 3 sowie aufgrund von
Beschwerden die Zulässigkeit und Notwendigkeit der Einho-
lung von Auskünften nach den Absätzen 1 bis 4. 2§ 4 Abs. 2
Nds. AG G 10 ist entsprechend anzuwenden. 3Entscheidun-
gen über Auskünfte, die die G 10-Kommission für unzulässig
oder nicht notwendig erklärt, hat das Fachministerium unver-
züglich aufzuheben. 4Wird die nachträgliche Zustimmung im
Fall des Absatzes 5 Satz 4 versagt, so ist die Anordnung aufzu-
heben und die aufgrund der Anordnung erhobenen Daten
sind unverzüglich zu löschen. 5Das Auskunftsersuchen und
die übermittelten Daten dürfen weder den Betroffenen noch
Dritten vom Auskunftsgeber mitgeteilt werden.

(7) 1Das Fachministerium unterrichtet im Abstand von
höchstens sechs Monaten den Ausschuss für Angelegenheiten
des Verfassungsschutzes über die Durchführung der Absätze 1
bis 4; dabei ist insbesondere ein Überblick über Anlass, Um-
fang, Dauer, Ergebnis und Kosten der im Berichtszeitraum
durchgeführten Maßnahmen zu geben. 2Der Ausschuss erstat-
tet dem Landtag jährlich einen Bericht über die Durchführung
sowie Art, Umfang und Anordnungsgründe der Maßnahmen
nach den Absätzen 1 bis 4.

(8) Das Fachministerium unterrichtet das Parlamentarische
Kontrollgremium des Bundes jährlich über die nach den Ab-
sätzen 1 bis 4 durchgeführten Maßnahmen; dabei ist ein
Überblick über Anlass, Umfang, Dauer, Ergebnis und Kosten
der im Berichtszeitraum durchgeführten Maßnahmen zu
geben.

(9) Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) wird nach Maßgabe der
Absätze 3 bis 6 eingeschränkt.

§ 6

Informationsbeschaffung mit nachrichtendienstlichen Mitteln

(1) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zur heim-
lichen Informationsbeschaffung, insbesondere zur heimlichen
Erhebung personenbezogener Daten, nur folgende nachrich-
tendienstliche Mittel anwenden:

1. Inanspruchnahme von Vertrauensleuten, sonstigen ge-
heimen Informantinnen und Informanten und Gewährs-
personen, vorbehaltlich Satz 2;

2. Einsatz von verdeckt ermittelnden Beamtinnen und
Beamten;

3. Observationen;

4. Bildaufzeichnungen;

5. verdeckte Ermittlungen und Befragungen;

6. heimliches Mithören ohne Inanspruchnahme technischer
Mittel;

7. heimliches Mithören und Aufzeichnen des nicht öffent-
lich gesprochenen Wortes unter Einsatz technischer Mit-
tel;

8. Beobachtung des Funkverkehrs auf nicht für den allge-
meinen Empfang bestimmten Kanälen;

9. Verwendung fingierter biografischer, beruflicher oder ge-
werblicher Angaben (Legenden) mit Ausnahme solcher
beruflicher Angaben, die sich auf die in Satz 2 genannten
Personen beziehen;

10. Beschaffung, Herstellung und Verwendung von Tarn-
papieren und Tarnkennzeichen;

11. Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs
nach Maßgabe des Artikel 10-Gesetzes;

12. technische Mittel, mit denen zur Ermittlung des Stand-
ortes und zur Ermittlung der Geräte- und der Karten-
nummern aktiv geschaltete Mobilfunkendeinrichtungen
zur Datenabsendung an eine Stelle außerhalb des Tele-
kommunikationsnetzes veranlasst werden.

2Personen, die berechtigt sind, in Strafsachen aus beruflichen
Gründen das Zeugnis zu verweigern (§§ 53 und 53 a der Straf-
prozessordnung), darf das Landesamt für Verfassungsschutz
nicht von sich aus nach Satz 1 Nr. 1 zur Beschaffung von
Informationen über Sachverhalte in Anspruch nehmen, auf
die sich ihr Zeugnisverweigerungsrecht bezieht.

(2) Die Mittel nach Absatz 1 dürfen nur angewendet wer-
den, wenn

1. sich ihr Einsatz gegen Personenzusammenschlüsse, in
ihnen oder für sie tätige Personen oder gegen Einzelper-
sonen richtet, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte für
den Verdacht von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3
Abs. 1 Satz 1 vorliegen,

2. sich ihr Einsatz gegen Personen richtet, von denen auf-
grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie für
eine der in Nummer 1 genannten Personen bestimmte
oder von ihr herrührende Mitteilungen entgegennehmen
oder weitergeben,

3. ihr Einsatz gegen andere als die in den Nummern 1 und 2
genannten Personen unumgänglich ist, um Erkenntnisse
über sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätig-
keiten für eine fremde Macht oder über Bestrebungen zu
gewinnen, die sich unter Anwendung von Gewalt oder
durch darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen gegen
die in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 3 genannten Schutz-
güter wenden,

4. durch sie die zur Erforschung von Bestrebungen oder
Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 erforderlichen Quellen
in den in Nummer 1 genannten Personenzusammenschlüs-
sen gewonnen oder überprüft werden können oder

5. dies zum Schutz der Bediensteten, Einrichtungen, Gegen-
stände und Quellen des Landesamtes für Verfassungs-
schutz vor Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes
oder eines Landes oder vor sicherheitsgefährdenden oder
geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde Macht
erforderlich ist.

(3) 1Der verdeckte Einsatz technischer Mittel zur Informa-
tionsgewinnung im Schutzbereich des Artikels 13 des Grund-
gesetzes ist zulässig, wenn die Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1
des Artikel 10-Gesetzes vorliegen und die Erforschung des
Sachverhaltes auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich
erschwert wäre. 2Er darf nur in Wohnungen der verdächtigen
Person erfolgen. 3In Wohnungen anderer Personen ist der Ein-
satz von Mitteln nach Satz 1 nur zulässig, wenn aufgrund
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die verdächtige
Person sich darin aufhält. 4In Wohnungen von gemäß § 53
Abs. 1 der Strafprozessordnung zur Verweigerung des Zeug-
nisses Berechtigten sind Maßnahmen nach Satz 1 nur zu-
lässig, wenn die oder der zur Verweigerung des Zeugnisses
Berechtigte selbst die verdächtige Person ist.

(4) 1Maßnahmen nach Absatz 3 Satz 1 bedürfen der richter-
lichen Anordnung. 2Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen
Bezirk das Landesamt für Verfassungsschutz seinen Sitz hat.
3Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu befristen.
4Verlängerungen um jeweils höchstens drei weitere Monate
sind auf Antrag zulässig, soweit die Voraussetzungen für die
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Anordnung fortbestehen. 5Für das Verfahren gelten die Vor-
schriften des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit entsprechend. 6Gegen eine Entscheidung,
durch welche der Antrag des Landesamtes für Verfassungs-
schutz abgelehnt wird, steht diesem die Beschwerde zu. 7Bei
Gefahr im Verzuge kann die Leiterin oder der Leiter des
Landesamtes für Verfassungsschutz oder die Vertreterin oder
der Vertreter die Anordnung treffen; die richterliche Entschei-
dung ist unverzüglich nachzuholen. 8Der Vollzug der Anord-
nung erfolgt unter der Aufsicht einer oder eines Bediensteten
des Landesamtes für Verfassungsschutz, die oder der die Befä-
higung zum Richteramt hat. 9Liegen die Voraussetzungen der
Anordnung nicht mehr vor oder ist der verdeckte Einsatz
technischer Mittel zur Informationsgewinnung nicht mehr
erforderlich, so ist die Maßnahme unverzüglich zu beenden.

(5) 1Der verdeckte Einsatz technischer Mittel zur Informa-
tionsgewinnung im Schutzbereich des Artikels 13 des Grund-
gesetzes ist auch zulässig, soweit dieser Einsatz zur Abwehr
von Gefahren für Leben, Gesundheit oder Freiheit der bei
einem Einsatz in Wohnungen tätigen Personen unerlässlich
ist. 2Verdeckte Einsätze nach Satz 1 bedürfen der Anordnung
durch die Leiterin oder den Leiter des Landesamtes für Verfas-
sungsschutz oder durch die Vertreterin oder den Vertreter.

(6) Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird nach Maßgabe der Ab-
sätze 3 bis 5 eingeschränkt.

(7) 1Technische Mittel gemäß Absatz 1 Satz 1 Nr. 12 darf
das Landesamt für Verfassungsschutz zur Erfüllung seiner
Aufgaben nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 unter den Vo-
raussetzungen des § 3 Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes ein-
setzen. 2Die Maßnahme ist nur zulässig, wenn ohne die
Ermittlung die Erreichung des Zwecks der Überwachungs-
maßnahme aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre.
3Personenbezogene Daten Dritter dürfen anlässlich solcher
Maßnahmen nur erhoben werden, wenn dies aus technischen
Gründen zur Erreichung des Zwecks nach Satz 1 unvermeid-
bar ist. 4Sie unterliegen einem absoluten Verwendungsverbot
und sind nach Beendigung der Maßnahme unverzüglich zu
löschen. 5§ 5 a Abs. 5 bis 7 gilt entsprechend. 6Das Grundrecht
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.

(8) 1Bei der Anwendung der Mittel nach Absatz 1 dürfen
keine Straftaten begangen werden. 2Es dürfen nur folgende
Straftatbestände verwirklicht werden:

1. § 84 Abs. 2, § 85 Abs. 2, § 86 Abs. 1, §§ 86 a, 98, 99, 129 a,
129 b Abs. 1 Satz 1, soweit er auf § 129 a verweist, §§ 267,
271 und 273 des Strafgesetzbuchs,

2. §§ 23, 27 Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 3 Buchst. b und c und § 28
des Versammlungsgesetzes sowie

3. § 20 des Vereinsgesetzes.
3Dabei darf weder auf die Gründung einer strafbaren Vereini-
gung hingewirkt noch eine steuernde Einflussnahme auf sie
ausgeübt werden. 4Erlaubt sind nur solche Handlungen, die
unter besonderer Beachtung des Übermaßverbots unumgäng-
lich sind.

(9) 1Eine Informationsbeschaffung mit den Mitteln nach
Absatz 1 ist unzulässig, wenn die Erforschung des Sachver-
halts auf andere, die Betroffenen weniger beeinträchtigende
Weise möglich ist; dies ist in der Regel anzunehmen, wenn
die Information aus allgemein zugänglichen Quellen oder
durch ein Ersuchen nach § 15 Abs. 3 gewonnen werden kann.
2Die Anwendung eines Mittels nach Absatz 1 darf nicht
erkennbar außer Verhältnis zur Bedeutung des aufzuklären-
den Sachverhalts stehen, insbesondere nicht außer Verhältnis
zu der Gefahr, die von der jeweiligen Bestrebung oder Tätig-
keit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 ausgeht oder ausgehen kann. 3Die
Maßnahme ist unverzüglich zu beenden, wenn ihr Zweck er-
reicht ist oder sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass er nicht
oder nicht auf diese Weise erreicht werden kann.

(10) Von einer Maßnahme nach Absatz 3 oder 5 sowie dem
Einsatz eines nachrichtendienstlichen Mittels nach Absatz 1,
das in seiner Art und Schwere einer Beschränkung des Brief-,
Post- und Fernmeldegeheimnisses gleichkommt, ist der Aus-
schuss für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes in der
nächsten nach der Anordnung stattfindenden Sitzung zu
unterrichten.

(11) 1Tarnpapiere und Tarnkennzeichen dürfen auch zu
dem in Absatz 2 Nr. 5 genannten Zweck hergestellt und ver-
wendet werden. 2Die Behörden des Landes, der Gemeinden
und der Landkreise sind verpflichtet, dem Landesamt für
Verfassungsschutz technische Hilfe für Tarnungsmaßnahmen
(Absatz 1 Satz 1 Nr. 10) zu leisten.

(12) 1Die näheren Voraussetzungen für die Anwendung der
Mittel nach Absatz 1 und die Zuständigkeit für ihre Anord-
nung sind in Dienstvorschriften des Fachministeriums umfas-
send zu regeln. 2Vor Erlass solcher Dienstvorschriften ist der
Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes recht-
zeitig zu unterrichten.

§ 7

Weiterverarbeitung; Mitteilung an Betroffene

(1) Die durch Maßnahmen nach den §§ 5 a und 6 Abs. 1
Satz 1 Nr. 12 erhobenen personenbezogenen Daten dürfen
nur nach Maßgabe des § 4 des Artikel 10-Gesetzes weiter-
verarbeitet werden.

(2) 1Die mit Mitteln nach § 6 Abs. 1 erhobenen personenbe-
zogenen Daten dürfen nur für den Zweck weiterverarbeitet
werden, zu dem sie erhoben worden sind. 2Eine Verarbeitung
für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn das zur Erhebung
verwendete Mittel auch für den anderen Zweck hätte ange-
wendet werden dürfen. 3Für personenbezogene Daten, die
durch Maßnahmen nach § 6 Abs. 3 und durch solche Maß-
nahmen nach § 6 Abs. 1 erhoben wurden, die in ihrer Art und
Schwere einer Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmelde-
geheimnisses gleichkommen, gilt § 4 Abs. 1 und 2 Satz 1
sowie Abs. 4 bis 6 des Artikel 10-Gesetzes entsprechend.

(3) 1Die durch Maßnahmen nach § 6 Abs. 5 erhobenen Da-
ten dürfen außer zu den dort genannten Zwecken nur zur
Strafverfolgung oder zur Abwehr erheblicher Gefahren ver-
wertet werden. 2Die Verwertung bedarf der richterlichen Fest-
stellung der Rechtmäßigkeit der Maßnahme. 3§ 6 Abs. 4 Sätze 2
und 5 bis 7 gilt entsprechend. 4Wird die Rechtmäßigkeit der
Maßnahme nicht nachträglich richterlich bestätigt, so sind die
erhobenen Daten unverzüglich zu löschen. 5§ 4 Abs. 1 und 2
Satz 1 sowie Abs. 4 bis 6 des Artikel 10-Gesetzes gilt entspre-
chend.

(4) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die in den
Absätzen 1, 2 Satz 3 und Absatz 3 bezeichneten Maßnahmen
den Betroffenen nach ihrer Einstellung mitzuteilen, wenn
eine Gefährdung des Zwecks der Maßnahme ausgeschlossen
werden kann. 2Kann eine Gefährdung des Zwecks der Maß-
nahme zu diesem Zeitpunkt nicht ausgeschlossen werden, so
ist die Mitteilung vorzunehmen, sobald diese Voraussetzung
gegeben ist. 3Wurden personenbezogene Daten übermittelt,
so erfolgt die Mitteilung im Benehmen mit dem Empfänger.
4Einer Mitteilung bedarf es endgültig nicht, wenn

1. die Voraussetzung aus Satz 1 auch fünf Jahre nach Ein-
stellung der Maßnahme noch nicht eingetreten ist,

2. sie mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auch
in Zukunft nicht eintreten wird und 

3. die Voraussetzungen für eine Löschung sowohl bei der
erhebenden Stelle als auch beim Empfänger vorliegen.

5Bei den in Absatz 1 bezeichneten Maßnahmen stellt die
G 10-Kommission das Vorliegen der Voraussetzungen des Sat-
zes 4 fest; § 4 Abs. 5 und 6 Nds. AG G 10 findet entsprechende
Anwendung. 6Bei den übrigen Maßnahmen unterrichtet das
Fachministerium den Ausschuss für Angelegenheiten des
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Verfassungsschutzes innerhalb von sechs Monaten nach Ein-
stellung über die Mitteilung an die Betroffenen oder über die
Gründe, die einer Mitteilung entgegenstehen. 7Der Ausschuss
ist auch über die nach Satz 4 unterbliebenen Mitteilungen zu
unterrichten.

§ 8

Speicherung, Veränderung und Nutzung 
personenbezogener Daten

(1) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zur Erfül-
lung seiner Aufgaben nach § 3 Abs. 1 Satz 1 personenbezo-
gene Daten speichern, verändern und nutzen, wenn

1. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen,
dass die betroffene Person an Bestrebungen oder Tätigkei-
ten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 beteiligt ist, und dies für die
Beobachtung der Bestrebung oder Tätigkeit erforderlich
ist,

2. dies für die Erforschung und Bewertung gewalttätiger
Bestrebungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 3 und 4 oder
von Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erforderlich
ist oder

3. dies zur Schaffung nachrichtendienstlicher Zugänge zu
Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 er-
forderlich ist.

2In Akten dürfen über Satz 1 Nr. 2 hinaus personenbezogene
Daten auch gespeichert, verändert und genutzt werden, wenn
dies sonst zur Erforschung und Bewertung von Bestrebungen
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 3 und 4 erforderlich ist.

(2) Personenbezogene Daten dürfen nur dann in Dateien
gespeichert werden, wenn sie aus Akten ersichtlich sind.

(3) Die Speicherung von personenbezogenen Daten aus der
engeren Persönlichkeitssphäre in Dateien ist unzulässig.

(4) Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die Speiche-
rungsdauer auf das für seine Aufgabenerfüllung erforderliche
Maß zu beschränken.

§ 9

Speicherung, Veränderung und Nutzung 
personenbezogener Daten von Minderjährigen

(1) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf unter den
Voraussetzungen des § 8 Daten über das Verhalten Minder-
jähriger aus der Zeit vor Vollendung des 14. Lebensjahres in
Akten, die zu ihrer Person geführt werden, nur speichern, ver-
ändern oder nutzen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür
bestehen, dass die betroffene Person eine der in § 3 Abs. 1 des
Artikel 10-Gesetzes genannten Straftaten plant, begeht oder
begangen hat. 2In Dateien dürfen Daten über das Verhalten
Minderjähriger nur gespeichert, verändert oder genutzt wer-
den, wenn

1. die oder der Minderjährige zu dem Zeitpunkt, auf den sich
die Daten beziehen, das 14. Lebensjahr bereits vollendet
hatte und

2. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht einer Tätig-
keit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder einer Bestrebung
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 oder 4 bestehen, die durch
Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorberei-
tungshandlungen verfolgt wird.

(2) 1Die nach Absatz 1 über Personen vor Vollendung des
16. Lebensjahres gespeicherten Daten sind zwei Jahre nach
der Speicherung zu löschen, es sei denn, dass weitere Infor-
mationen im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 hinzugekommen
sind. 2Die nach Absatz 1 über Personen nach Vollendung des
16. und vor Vollendung des 18. Lebensjahres gespeicherten
Daten sind zwei Jahre nach der Speicherung auf die Erforder-
lichkeit einer weiteren Speicherung zu überprüfen. 3Sie sind
spätestens nach fünf Jahren zu löschen, es sei denn, dass nach

Eintritt der Volljährigkeit weitere Informationen über Bestre-
bungen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 hinzugekom-
men sind.

§ 10

Berichtigung, Löschung und Sperrung 
von personenbezogenen Daten in Dateien

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die in Dateien
gespeicherten personenbezogenen Daten zu berichtigen, wenn
sie unrichtig sind; es hat sie zu ergänzen, wenn sie unvollstän-
dig sind und dadurch schutzwürdige Interessen der betroffe-
nen Person beeinträchtigt sein können.

(2) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die in Dateien
gespeicherten personenbezogenen Daten zu löschen, wenn

1. ihre Speicherung unzulässig war oder

2. ihre Kenntnis für die Aufgabenerfüllung nicht mehr erfor-
derlich ist.

2Die Löschung unterbleibt, wenn Grund zu der Annahme be-
steht, dass durch sie schutzwürdige Interessen von Betroffe-
nen beeinträchtigt würden. 3In diesem Fall sind die Daten zu
sperren. 4Sie dürfen nur noch mit Einwilligung der Betroffe-
nen weiterverarbeitet werden.

(3) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz prüft bei der Ein-
zelfallbearbeitung und nach festgesetzten Fristen, spätestens
nach fünf Jahren, ob gespeicherte personenbezogene Daten zu
berichtigen oder zu ergänzen, zu löschen oder zu sperren
sind. 2Gespeicherte personenbezogene Daten über Bestrebun-
gen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sind spätestens zehn Jahre,
über Bestrebungen nach Nr. 3 oder 4 spätestens 15 Jahre nach
dem Zeitpunkt der letzten Speicherung einer Information
über Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 zu
löschen.

(4) 1In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 und des Absat-
zes 3 Satz 2 tritt an die Stelle der Löschung der personenbezo-
genen Daten durch das Landesamt für Verfassungsschutz die
Abgabe an die Archivverwaltung. 2Die Nutzung archivierter
Daten durch das Landesamt für Verfassungsschutz ist ausge-
schlossen, solange diese nicht allgemein zugänglich sind.

(5) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken
der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicher-
stellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenver-
arbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur für diese
Zwecke oder zur Verfolgung von Straftaten nach dem Nieder-
sächsischen Datenschutzgesetz weiterverarbeitet werden.

§ 11

Berichtigung, Löschung und Sperrung von 
personenbezogenen Daten in Akten

(1) Stellt das Landesamt für Verfassungsschutz fest, dass in
Akten gespeicherte personenbezogene Daten unrichtig sind,
oder wird ihre Richtigkeit von Betroffenen bestritten, so ist
dies in der Akte zu vermerken.

(2) 1Für Akten, die zu einer bestimmten Person geführt wer-
den, gilt § 10 Abs. 2 und 3 entsprechend. 2Im Übrigen hat das
Landesamt für Verfassungsschutz personenbezogene Daten zu
sperren, wenn es bei der Einzelfallbearbeitung feststellt, dass
ohne die Sperrung schutzwürdige Interessen von Betroffenen
beeinträchtigt würden, und die Daten für die künftige Auf-
gabenerfüllung nicht mehr erforderlich sind. 3Gesperrte Daten
sind mit einem entsprechenden Vermerk zu versehen; sie dür-
fen nicht mehr weiterverarbeitet werden. 4Eine Aufhebung
der Sperrung ist möglich, wenn ihre Voraussetzungen nach-
träglich entfallen.

(3) 1Sind Akten des Landesamtes für Verfassungsschutz für
dessen Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich, so tritt an
die Stelle ihrer Vernichtung durch das Landesamt die Abgabe
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an die Archivverwaltung. 2Für Akten, die zu einer bestimm-
ten Person geführt werden, oder andere Akten, die personen-
bezogene Daten enthalten, gilt § 10 Abs. 4 Satz 2 entsprechend.

§ 12

Dateibeschreibungen

(1) 1Für jede Datei beim Landesamt für Verfassungsschutz
sind in einer Dateibeschreibung festzulegen:

1. die Bezeichnung der Datei,

2. der Zweck der Datei,

3. Inhalt, Umfang, Voraussetzungen und Rechtsgrundlage
der Speicherung, Übermittlung und Nutzung (betroffener
Personenkreis, Arten der Daten),

4. Überprüfungsfristen, Speicherungsdauer,

5. die nach dem Niedersächsischen Datenschutzgesetz erfor-
derlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen,

6. bei automatisierten Verfahren die Betriebsart des Verfah-
rens, die Art der Geräte, die Stellen, bei denen sie auf-
gestellt sind, sowie das Verfahren zur Übermittlung, Sper-
rung, Löschung und Auskunftserteilung.

2Satz 1 gilt nicht für Dateien, die aus ausschließlich ver-
arbeitungstechnischen Gründen vorübergehend vorgehalten
werden.

(2) 1Dateibeschreibungen bedürfen der vorherigen Zustim-
mung des Fachministeriums. 2Vor ihrem Erlass ist die oder
der Landesbeauftragte für den Datenschutz anzuhören.

(3) 1Die Speicherung personenbezogener Daten ist auf das
erforderliche Maß zu beschränken. 2In angemessenen Abstän-
den ist die Notwendigkeit der Weiterführung oder Änderung
der Dateien zu überprüfen.

(4) In der Dateibeschreibung über personenbezogene Text-
dateien ist die Zugriffsberechtigung auf Personen zu be-
schränken, die unmittelbar mit Arbeiten in dem Gebiet
betraut sind, dem die Textdateien zugeordnet sind; Auszüge
aus Textdateien dürfen nicht ohne die dazugehörenden erläu-
ternden Unterlagen übermittelt werden.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Auskunft

§ 13

Auskunft an Betroffene

(1) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz erteilt Betroffe-
nen auf Antrag unentgeltlich Auskunft über die zu ihrer
Person gespeicherten Daten. 2Die Auskunftsverpflichtung er-
streckt sich nicht auf die Herkunft der Daten und die Empfän-
ger von Übermittlungen. 3Über Daten aus Akten, die nicht zur
Person der Betroffenen geführt werden, wird Auskunft nur
erteilt, soweit die Daten, namentlich aufgrund von Angaben
der Betroffenen, mit angemessenem Aufwand auffindbar sind.
4Das Landesamt für Verfassungsschutz bestimmt Verfahren
und Form der Auskunftserteilung nach pflichtgemäßem
Ermessen.

(2) 1Die Auskunftserteilung kann nur abgelehnt werden,
soweit

1. die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder
sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile
bereiten würde,

2. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer
Rechtsvorschrift oder wegen der berechtigten Interessen
von Dritten geheim gehalten werden müssen oder

3. durch die Auskunftserteilung Informationsquellen gefähr-
det würden oder die Ausforschung des Erkenntnisstandes

oder der Arbeitsweise des Landesamtes für Verfassungs-
schutz zu befürchten ist.

2Die Entscheidung trifft die Behördenleiterin oder der Behör-
denleiter unter Abwägung der in Satz 1 Nrn. 1 bis 3 genann-
ten Interessen mit dem Interesse der antragstellenden Person
an der Auskunftserteilung. 3Die Behördenleiterin oder der
Behördenleiter kann eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter
damit beauftragen, ebenfalls Entscheidungen nach Satz 1 zu
treffen.

(3) 1Die Ablehnung einer Auskunft bedarf keiner Begrün-
dung, soweit durch die Begründung der Zweck der Ab-
lehnung gefährdet würde. 2Die Gründe der Ablehnung sind
aktenkundig zu machen. 3Wird der antragstellenden Person
keine Begründung für die Ablehnung der Auskunft gegeben,
so ist ihr die Rechtsgrundlage dafür zu nennen. 4Ferner ist sie
darauf hinzuweisen, dass sie sich an die Landesbeauftragte
oder den Landesbeauftragten für den Datenschutz wenden
kann. 5Der oder dem Landesbeauftragten ist auf Verlangen
Auskunft zu erteilen. 6Stellt die Fachministerin oder der Fach-
minister oder die Vertreterin oder der Vertreter fest, dass
durch die Erteilung der Auskunft nach Satz 5 die Sicherheit
des Bundes oder eines Landes gefährdet würde, so darf die
Auskunft nur der oder dem Landesbeauftragten persönlich
erteilt werden. 7Mitteilungen der oder des Landesbeauftragten
an die antragstellende Person dürfen keine Rückschlüsse auf
den Erkenntnisstand des Landesamtes für Verfassungsschutz
zulassen, sofern dieses nicht einer weitergehenden Mitteilung
zustimmt.

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Informationsübermittlung

§ 14

Grenzen der Übermittlung personenbezogener Daten

Wird nach den Bestimmungen dieses Abschnitts um die
Übermittlung personenbezogener Daten ersucht, so dürfen nur
solche Daten übermittelt werden, die bei der ersuchten Behör-
de oder Stelle bereits bekannt sind oder von ihr aus allgemein
zugänglichen Quellen entnommen werden können.

§ 15

Übermittlung von Informationen an das Landesamt 
für Verfassungsschutz

(1) Die Behörden des Landes, insbesondere die Staatsan-
waltschaften und, vorbehaltlich der staatsanwaltschaftlichen
Sachleitungsbefugnis, die Polizeibehörden, sowie die der aus-
schließlichen Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts
unterrichten von sich aus das Landesamt für Verfassungs-
schutz über die ihnen bekannt gewordenen Tatsachen, die
sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten für
eine fremde Macht oder Bestrebungen in der Bundesrepublik
Deutschland erkennen lassen, die sich unter Anwendung von
Gewalt oder durch darauf gerichtete Vorbereitungshandlun-
gen gegen die in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 3 und 4 genannten
Schutzgüter wenden.

(2) Die Staatsanwaltschaften und, vorbehaltlich der staats-
anwaltschaftlichen Sachleitungsbefugnis, die Polizeibehörden
sowie die Ausländerbehörden übermitteln darüber hinaus von
sich aus dem Landesamt für Verfassungsschutz auch alle
anderen ihnen bekannt gewordenen Informationen einschließ-
lich personenbezogener Daten über Bestrebungen nach § 3
Abs. 1 Satz 1, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass die Übermittlung für die Erfüllung der Aufgaben des
Landesamtes für Verfassungsschutz erforderlich ist.

(3) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zur Erfül-
lung seiner Aufgaben die in Absatz 1 genannten Stellen um
Übermittlung der zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderli-
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chen Informationen einschließlich personenbezogener Daten
ersuchen, wenn diese nicht aus allgemein zugänglichen Quel-
len oder nur mit übermäßigem Aufwand oder nur durch eine
die betroffene Person stärker belastende Maßnahme erhoben
werden können. 2Die Ersuchen sind aktenkundig zu machen.

(4) 1Die Übermittlung personenbezogener Daten, die auf-
grund einer Maßnahme nach § 100 a der Strafprozessordnung
bekannt geworden sind, ist nach den Absätzen 1 bis 3 nur zu-
lässig, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass
jemand eine der in § 3 des Artikel 10-Gesetzes genannten
Straftaten plant, begeht oder begangen hat. 2Auf die dem Lan-
desamt für Verfassungsschutz nach Satz 1 übermittelten per-
sonenbezogenen Daten findet § 4 Abs. 1 und 2 Satz 1 sowie
Abs. 4 bis 6 des Artikel 10-Gesetzes entsprechende Anwen-
dung.

(5) 1Die Übermittlung personenbezogener Daten, die auf-
grund anderer strafprozessualer Zwangsmaßnahmen (§§ 94
bis 100, 100 c bis 111 p, 163 e und 163 f der Strafprozessord-
nung) bekannt geworden sind, ist nur zulässig, wenn tatsäch-
liche Anhaltspunkte für gewalttätige Bestrebungen nach § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 oder 4 oder von Tätigkeiten nach § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bestehen. 2Die nach Satz 1 übermittelten
personenbezogenen Daten dürfen nur zur Erforschung solcher
Bestrebungen oder Tätigkeiten genutzt werden.

§ 16

Registereinsicht durch das Landesamt für Verfassungsschutz

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zur Gewin-
nung von Informationen über gewalttätige Bestrebungen nach
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 oder 4 oder über Tätigkeiten nach
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 die von öffentlichen Stellen geführten
Register, insbesondere Grundbücher, Personenstandsbücher,
Melderegister, Personalausweisregister, Passregister, Führer-
scheinkartei, Waffenscheinkartei, einsehen.

(2) 1Die Einsichtnahme ist nur zulässig, wenn

1. eine Übermittlung der Daten durch die registerführende
Stelle den Zweck der Maßnahme gefährden würde oder

2. die betroffene Person durch eine anderweitige Informa-
tionsgewinnung unverhältnismäßig beeinträchtigt würde.

2Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn ihr eine gesetzliche
Geheimhaltungsvorschrift oder eine Pflicht zur Wahrung von
Berufsgeheimnissen entgegensteht.

(3) Die Einsichtnahme ordnet die Leiterin oder der Leiter
des Landesamtes für Verfassungsschutz, im Fall der Verhinde-
rung die Vertreterin oder der Vertreter, an.

(4) 1Die durch Einsichtnahme in Register gewonnenen
Informationen dürfen nur zu den in Absatz 1 genannten
Zwecken verwendet werden. 2Gespeicherte Informationen sind
zu löschen und Unterlagen zu vernichten, sobald sie für
diese Zwecke nicht mehr erforderlich sind.

(5) 1Über jede Einsichtnahme ist ein gesonderter Nachweis
zu führen, aus dem ihr Zweck, das eingesehene Register und
die registerführende Stelle sowie die Namen der Betroffenen
hervorgehen, deren Daten für eine weitere Verarbeitung erfor-
derlich sind. 2Diese Nachweise sind gesondert aufzubewah-
ren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am Ende
des Kalenderjahres, das dem Jahr der Anfertigung folgt, zu
vernichten.

§ 17

Übermittlung personenbezogener Daten durch das 
Landesamt für Verfassungsschutz

(1) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personen-
bezogene Daten an inländische Behörden übermitteln, wenn
dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist oder der
Empfänger die Daten zum Schutz der freiheitlichen demokra-

tischen Grundordnung oder sonst für Zwecke der öffentlichen
Sicherheit oder der Strafverfolgung benötigt. 2Die Übermitt-
lung ist aktenkundig zu machen. 3Die empfangende Behörde
darf die übermittelten Daten, soweit gesetzlich nichts anderes
bestimmt ist, nur zu dem Zweck weiterverarbeiten, zu dem
sie ihr übermittelt wurden.

(2) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personen-
bezogene Daten an Dienststellen der alliierten Streitkräfte
übermitteln, soweit dies im Rahmen der Zusammenarbeit
nach Artikel 3 des Zusatzabkommens vom 3. August 1959 zu
dem Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikver-
trages vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer Trup-
pen hinsichtlich der in der Bundesrepublik Deutschland
stationierten ausländischen Truppen (BGBl. 1961 II S. 1183,
1218) erforderlich ist. 2Die Übermittlung ist aktenkundig zu
machen.

(3) 1Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personen-
bezogene Daten im Einvernehmen mit dem Bundesamt für
Verfassungsschutz an ausländische öffentliche Stellen sowie
an über- und zwischenstaatliche Stellen übermitteln, soweit
die Übermittlung in einem Gesetz, einem Rechtsakt der Euro-
päischen Gemeinschaften oder einer internationalen Verein-
barung geregelt ist. 2Eine Übermittlung darf auch erfolgen,
wenn sie

1. zum Schutz von Leib oder Leben erforderlich ist oder

2. zur Erfüllung eigener Aufgaben, insbesondere in Fällen
grenzüberschreitender Tätigkeiten des Landesamtes, un-
umgänglich ist und im Empfängerland gleichwertige Da-
tenschutzregelungen gelten. 

3Die Übermittlung unterbleibt, wenn ihr auswärtige Belange
der Bundesrepublik Deutschland oder überwiegende schutz-
würdige Interessen der Betroffenen, insbesondere deren Schutz
vor einer rechtsstaatswidrigen Verfolgung, entgegenstehen.
4Die Übermittlung der von einer Ausländerbehörde empfange-
nen personenbezogenen Daten unterbleibt, es sei denn, die
Übermittlung ist völkerrechtlich geboten. 5Die Übermittlung
ist aktenkundig zu machen. 6Die empfangende Stelle darf die
übermittelten Daten nur für den Zweck weiterverarbeiten, zu
dem sie ihr übermittelt wurden. 7Sie ist auf die Verarbeitungs-
beschränkung und darauf hinzuweisen, dass sich das Landes-
amt für Verfassungsschutz vorbehält, Auskunft über die
Verarbeitung der Daten zu verlangen.

(4) 1Personenbezogene Daten dürfen an einzelne Personen
oder an andere als die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Stel-
len nicht übermittelt werden, es sei denn, dass dies zum
Schutz vor Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1
Satz 1 oder zur Gewährleistung der Sicherheit von lebens-
oder verteidigungswichtigen Einrichtungen (§ 1 Abs. 4 und 5
des Niedersächsischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes) er-
forderlich ist und das Fachministerium der Übermittlung zu-
gestimmt hat. 2Das Landesamt für Verfassungsschutz führt
über jede Übermittlung personenbezogener Daten nach Satz 1
einen gesonderten Nachweis, aus dem der Zweck der Über-
mittlung, ihre Veranlassung, die Aktenfundstelle und der
Empfänger hervorgehen. 3Die Nachweise sind gesondert auf-
zubewahren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am
Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr ihrer Anfertigung
folgt, zu vernichten. 4Der Empfänger darf die übermittelten
Daten nur für den Zweck weiterverarbeiten, zu dem sie ihm
übermittelt wurden. 5Er ist auf die Verarbeitungsbeschrän-
kung und darauf hinzuweisen, dass sich das Landesamt für
Verfassungsschutz vorbehält, Auskunft über die Verarbeitung
der Daten zu verlangen. 6Die Übermittlung der personenbezo-
genen Daten ist der betroffenen Person durch das Landesamt
für Verfassungsschutz mitzuteilen, sobald eine Gefährdung
der Aufgabenerfüllung durch die Mitteilung nicht mehr zu
besorgen ist. 7Die Zustimmung nach Satz 1 und das Führen
eines Nachweises nach Satz 2 sind nicht erforderlich, wenn
personenbezogene Daten durch die Verfassungsschutzbehör-
de zum Zweck von Datenerhebungen an andere Stellen über-
mittelt werden.
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§ 18

Übermittlung von Informationen durch das Landesamt 
für Verfassungsschutz an Strafverfolgungs- 

und Sicherheitsbehörden in Angelegenheiten 
des Staats- und Verfassungsschutzes

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz übermittelt den
Staatsanwaltschaften und, vorbehaltlich der staatsanwalt-
schaftlichen Sachleitungsbefugnis, den Polizeibehörden von
sich aus die ihm bekannt gewordenen Informationen ein-
schließlich personenbezogener Daten, wenn tatsächliche
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Übermittlung zur
Verhinderung oder Verfolgung von folgenden Straftaten erfor-
derlich ist:

1. die in § 74 a Abs. 1 und § 120 Abs. 1 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes genannten Straftaten,

2. Straftaten, bei denen aufgrund ihrer Zielrichtung, des
Motivs des Täters oder dessen Verbindung zu einer Orga-
nisation anzunehmen ist, dass sie sich gegen die in § 3
Abs. 1 Satz 1 genannten Schutzgüter wenden.

(2) Die Polizeibehörden dürfen zur Verhinderung von Straf-
taten nach Absatz 1 das Landesamt für Verfassungsschutz um
Übermittlung der erforderlichen Informationen einschließlich
personenbezogener Daten ersuchen.

§ 19

Übermittlung personenbezogener Daten an die Öffentlichkeit

Bei der Aufklärung der Öffentlichkeit einschließlich der
Medien über Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1
Satz 1 dürfen personenbezogene Daten nur bekannt gegeben
werden, wenn die Bekanntgabe für das Verständnis der Dar-
stellung, insbesondere von Organisationen oder unorgani-
sierten Gruppierungen, erforderlich ist und das Interesse der
Allgemeinheit das schutzwürdige Interesse der betroffenen
Person überwiegt.

§ 20

Übermittlungsverbote, Minderjährigenschutz

(1) Die Übermittlung von Informationen nach den Vor-
schriften dieses Abschnitts unterbleibt, wenn

1. die Informationen zu löschen sind,

2. für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass die Infor-
mationen für die empfangende Stelle nicht erforderlich
sind,

3. für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass unter
Berücksichtigung der Art der Informationen, insbesondere
ihres Bezuges zu der engeren Persönlichkeitssphäre der
betroffenen Person, und der Umstände ihrer Erhebung das
schutzwürdige Interesse der betroffenen Person das Inte-
resse der Allgemeinheit an der Übermittlung überwiegt,

4. überwiegende Sicherheitsinteressen dies erfordern oder

5. besondere Regelungen in Rechtsvorschriften, in Standes-
richtlinien oder Verpflichtungen zur Wahrung besonderer
Amtsgeheimnisse der Übermittlung entgegenstehen.

(2) Personenbezogene Daten Minderjähriger dürfen nach
den Vorschriften dieses Gesetzes übermittelt werden, solange
die Voraussetzungen der Speicherung nach § 9 erfüllt sind.

(3) 1Personenbezogene Daten Minderjähriger über ihr Ver-
halten vor Vollendung des 14. Lebensjahres dürfen nach den
Vorschriften dieses Gesetzes nicht an ausländische oder an
über- oder zwischenstaatliche Stellen übermittelt werden.
2Dasselbe gilt für Informationen über Personenzusammen-
schlüsse, deren Mitglieder überwiegend Minderjährige sind,
die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

§ 21

Pflichten der empfangenden Stelle

1Die empfangende Stelle prüft, ob die ihr nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes übermittelten personenbezogenen
Daten für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind.
2Ergibt die Prüfung, dass dies nicht der Fall ist, so hat sie die
entsprechenden Unterlagen zu vernichten und gespeicherte
Daten zu löschen. 3Die Vernichtung und die Löschung kön-
nen unterbleiben, wenn die Trennung von anderen Informa-
tionen, die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind,
nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist;
in diesem Fall sind die Daten zu sperren.

§ 22

Nachberichtspflicht

1Erweisen sich personenbezogene Daten nach ihrer Über-
mittlung als unvollständig oder unrichtig, so sind sie gegen-
über der empfangenden Stelle unverzüglich zu ergänzen oder
zu berichtigen, es sei denn, dass der Mangel für die Beur-
teilung des Sachverhalts offensichtlich ohne Bedeutung ist.
2Werden personenbezogene Daten nach ihrer Übermittlung
gesperrt, so ist dies der empfangenden Stelle unter Angabe der
Gründe, die zu der Sperrung geführt haben, unverzüglich mit-
zuteilen.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Parlamentarische Kontrolle

§ 23

Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes

Die parlamentarische Kontrolle auf dem Gebiet des Verfas-
sungsschutzes übt unbeschadet der Rechte des Landtages und
seiner sonstigen Ausschüsse ein besonderer, vom Landtag
gebildeter Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungs-
schutzes aus.

§ 24

Zusammensetzung

(1) 1Der Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungs-
schutzes soll aus mindestens sieben Abgeordneten des Land-
tages bestehen. 2Mitglieder der Landesregierung können dem
Ausschuss nicht angehören.

(2) 1Jede Fraktion erhält mindestens einen Sitz. 2Die Vertei-
lung aller Sitze bestimmt sich nach der Geschäftsordnung des
Niedersächsischen Landtages.

§ 25

Kontrollrechte des Ausschusses

(1) Das Fachministerium ist verpflichtet, den Ausschuss für
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes umfassend über die
Tätigkeit des Landesamtes für Verfassungsschutz im Allge-
meinen sowie über Vorgänge von besonderer Bedeutung zu
unterrichten.

(2) 1Der Ausschuss hat das Recht, Auskünfte des Fach-
ministeriums einzuholen, von diesem Einsicht in Akten und
andere Unterlagen sowie Zugang zu Einrichtungen des
Landesamtes für Verfassungsschutz zu verlangen und Aus-
kunftspersonen anzuhören. 2Er übt diese Rechte auf Antrag
mindestens eines seiner Mitglieder aus.

(3) 1Soweit dies erforderlich ist, um vom Bund oder von
einem Land erhebliche Nachteile abzuwenden, kann das
Fachministerium die Erfüllung eines Verlangens nach Absatz 2
davon abhängig machen, dass die Akten oder sonstigen Unter-
lagen, in die der Ausschuss Einsicht nehmen will, oder die
Verhandlungen, während derer Auskünfte erteilt, Einrichtun-
gen des Landesamtes für Verfassungsschutz aufgesucht oder
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Auskunftspersonen angehört werden sollen oder die der Bera-
tung hierüber dienen, nach der Geschäftsordnung des Nieder-
sächsischen Landtages für vertraulich erklärt werden. 2Genügt
dies nicht, so kann das Fachministerium das Verlangen ableh-
nen; die Gründe dafür hat es vor dem Ausschuss darzulegen.

(4) 1Bedienstete des Landesamtes für Verfassungsschutz
dürfen in dienstlichen Angelegenheiten Eingaben an den Aus-
schuss für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes richten.
2Solche Eingaben und die Verhandlungen des Ausschusses
über sie sind vertraulich im Sinne der Geschäftsordnung des
Niedersächsischen Landtages.

(5) 1Über alle Eingaben, die die Tätigkeit des Landesamtes
für Verfassungsschutz betreffen und an den Landtag oder einen
seiner Ausschüsse gerichtet sind, entscheidet der Ausschuss
für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes abschließend,
es sei denn, dass der Einsender ausdrücklich eine Entschei-
dung des Landtages verlangt. 2Auf diese Möglichkeit ist der
Einsender hinzuweisen.

§ 26

Verfahrensweise

(1) 1Für die Verhandlungen des Ausschusses für Angelegen-
heiten des Verfassungsschutzes gelten die Vorschriften der
Geschäftsordnung des Niedersächsischen Landtages. 2Jedoch
bedarf ein Beschluss, durch welchen die Vertraulichkeit von
Akten oder sonstigen Unterlagen oder von Verhandlungen des
Ausschusses aufgehoben wird, einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der Stimmen seiner Mitglieder. 3Ist zu einem solchen
Beschluss das Einvernehmen der Landesregierung erforder-
lich und weigert diese sich, es zu erteilen, so hat sie die
Gründe dafür vor dem Ausschuss darzulegen. 4Dient die Ver-
traulichkeit dem Schutz von Informationen, deren Geheim-
haltung in die Verantwortung einer Behörde des Bundes oder
eines anderen Landes fällt, so bedarf die Aufhebung der Ver-
traulichkeit des Einvernehmens dieser Behörde.

(2) 1Der Ausschuss gibt sich für die Wahrnehmung der
Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Nds. AG G 10 eine besondere
Geschäftsordnung. 2Zu deren Geheimschutzregelungen ist die
Landesregierung zu hören. 3Die Geschäftsordnung bedarf der
Bestätigung durch den Landtag.

(3) Der Ausschuss berichtet dem Landtag in der Mitte und
am Ende jeder Wahlperiode über seine Tätigkeit.

(4) Der Ausschuss übt seine Tätigkeit auch über das Ende
einer Wahlperiode des Landtages so lange aus, bis der nach-
folgende Landtag den Ausschuss nach § 24 neu gebildet hat.

§ 27

Hilfe vonseiten der oder des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz

(1) 1Der Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungs-
schutzes hat auf Antrag von mindestens einem Viertel seiner
Mitglieder die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftrag-

ten für den Datenschutz zu beauftragen, die Rechtmäßigkeit
einzelner Maßnahmen, die das Landesamt für Verfassungs-
schutz durchgeführt hat, zu überprüfen. 2Die Befugnisse der
oder des Landesbeauftragten richten sich nach den Bestim-
mungen des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes.

(2) Wird die oder der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz nach § 13 Abs. 3 tätig, so kann sie oder er den Aus-
schuss von sich aus unterrichten, wenn sich Beanstandungen
ergeben, eine Mitteilung an die betroffene Person aber aus
Geheimhaltungsgründen unterbleiben muss.

S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Schlussvorschriften

§ 28

Geltung des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes

Bei der Erfüllung der Aufgaben nach § 3 durch das Landes-
amt für Verfassungsschutz finden die Vorschriften des § 4
Abs. 1 sowie der §§ 9 bis 17 a des Niedersächsischen Daten-
schutzgesetzes keine Anwendung.

§ 29

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
zur Ausführung des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz*)

§ 30

Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes*)

§ 31

Änderung des Personalvertretungsgesetzes
für das Land Niedersachsen*)

§ 32

In-Kraft-Treten**)

(1) Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner Verkündung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Niedersächsische Verfassungs-
schutzgesetz vom 12. Juli 1976 (Nds. GVBl. S. 181), geändert
durch Gesetz vom 24. März 1980 (Nds. GVBl. S. 67), außer
Kraft.

**) Diese Vorschrift des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom
3. November 1992 (Nds. GVBl. S. 283) wird hier nicht abgedruckt.

**) Diese Vorschrift betrifft das In-Kraft-Treten des Gesetzes in der
ursprünglichen Fassung vom 3. November 1992 (Nds. GVBl. S. 283).
Der Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der späteren Änderungen
ergibt sich aus den in der vorangestellten Bekanntmachung näher
bezeichneten Gesetzen.
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N e u b e k a n n t m a c h u n g
des Niedersächsischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes

Vom 30. März 2004

Aufgrund des Artikels 5 des Gesetzes zur Änderung verfas-
sungs- und geheimschutzrechtlicher Vorschriften vom 27. Ja-
nuar 2004 (Nds. GVBl. S. 35) wird nachstehend der Wortlaut
des Niedersächsischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes vom
3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 128) in der nunmehr geltenden
Fassung unter Berücksichtigung des Artikels 3 des Gesetzes
vom 27. Januar 2004 (Nds. GVBl. S. 35) bekannt gemacht.

Hannover, den 30. März 2004

Niedersächsisches Ministerium
für Inneres und Sport

S c h ü n e m a n n

Minister
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Niedersächsisches Gesetz
über die Voraussetzungen und das Verfahren 
der Sicherheitsüberprüfungen von Personen 

im Rahmen des Geheimschutzes
(Niedersächsisches Sicherheitsüberprüfungsgesetz 

— Nds. SÜG —)
in der Fassung vom 30. März 2004

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Vorschriften

§   1 Anwendungsbereich des Gesetzes
§   2 Einbezogene Personen
§   3 Verschlusssachen
§   4 Sicherheitsrisiko, sicherheitserhebliche Erkenntnisse
§   5 Rechte der betroffenen und der einbezogenen Person

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Die Sicherheitsüberprüfung bei Behörden

§   6 Zuständigkeit
§   7 Stufen der Sicherheitsüberprüfung
§   8 Sicherheitserklärung
§   9 Maßnahmen der Sicherheitsüberprüfung
§ 10 Anhörung zu sicherheitserheblichen Erkenntnissen
§ 11 Abschluss der Sicherheitsüberprüfung
§ 12 Vorläufige Zulassung zu einer sicherheitsempfindlichen Tätig-

keit
§ 13 Unterrichtung über sicherheitserhebliche Erkenntnisse
§ 14 Ergänzung der Sicherheitserklärung und Wiederholungsüber-

prüfung

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Akten über die Sicherheitsüberprüfung, Datenverarbeitung

§ 15 Sicherheitsakte und Sicherheitsüberprüfungsakte
§ 16 Vernichtung der Akten
§ 17 Speichern personenbezogener Daten in Dateien
§ 18 Zweckbindung
§ 19 Verarbeitung personenbezogener Daten für andere Zwecke
§ 20 Berichtigen, Löschen und Sperren personenbezogener Daten
§ 21 Auskunft, Akteneinsicht

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Sonderregelungen bei Sicherheitsüberprüfungen 
für nicht öffentliche Stellen

§ 22 Zuständigkeit
§ 23 Verfahren
§ 24 Ergänzende Verfahrensregeln
§ 25 Sicherheitsakte der nicht öffentlichen Stelle, Datenverarbeitung

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Reisebeschränkungen, Verordnungsermächtigung 
und Schlussvorschriften

§ 26 Reisebeschränkungen
§ 27 Geltung des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes
§ 27 a Verordnungsermächtigung
§ 28 Änderung des Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes
§ 29 Änderung des Gesetzes über den Niedersächsischen Landes-

rechnungshof 
§ 30 In-Kraft-Treten
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E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Anwendungsbereich des Gesetzes

(1) Eine Person, die mit einer sicherheitsempfindlichen
Tätigkeit betraut werden soll (betroffene Person), ist auf ihre
Zuverlässigkeit zu überprüfen (Sicherheitsüberprüfung). 

(2) Eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit übt aus, wer 

1. Zugang zu Verschlusssachen (§ 3) hat oder sich den Zu-
gang aufgrund seiner dienstlichen oder beruflichen Tätig-
keit verschaffen kann,

2. Zugang zu Verschlusssachen ausländischer Stellen sowie
über- oder zwischenstaatlicher Stellen hat oder ihn sich
aufgrund seiner dienstlichen oder beruflichen Tätigkeit
verschaffen kann, wenn eine Verpflichtung der Bundes-
republik Deutschland oder eines Landes besteht, nur
sicherheitsüberprüfte Personen zum Umgang mit Ver-
schlusssachen zuzulassen, 

3. in einem Sicherheitsbereich (§ 6 Abs. 4) tätig ist. 

(3) Sicherheitsempfindliche Tätigkeiten sind auch Tätigkei-
ten an einer sicherheitsempfindlichen Stelle innerhalb einer
lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtung.

(4) Lebenswichtig sind Einrichtungen,

1. deren Ausfall nicht kurzfristig behoben werden und die
Gesundheit oder das Leben großer Teile der Bevölkerung
gefährden kann,

2. die aufgrund einer betrieblichen Eigengefahr bei einer
Beeinträchtigung des Betriebes die Gesundheit oder das
Leben großer Teile der Bevölkerung erheblich gefährden
können oder

3. die für das Funktionieren des Gemeinwesens unverzicht-
bar sind und deren Beeinträchtigung erhebliche Unruhe in
großen Teilen der Bevölkerung und dadurch erhebliche
Gefahren für die öffentliche Sicherheit entstehen lassen
würde.

(5) Verteidigungswichtig außerhalb des Geschäftsbereichs
des Bundesministeriums der Verteidigung sind Einrichtun-
gen, die der Herstellung oder Erhaltung der Verteidigungs-
bereitschaft und Verteidigungsfähigkeit dienen und deren
Beeinträchtigung aufgrund fehlender kurzfristiger Ersetz-
barkeit die Funktionsfähigkeit, insbesondere die Ausrüstung,
Führung und Unterstützung der Bundeswehr und verbün-
deter Streitkräfte sowie der Zivilen Verteidigung erheblich
gefährden kann.

(6) 1Sicherheitsempfindliche Stelle ist die kleinste selbstän-
dig handelnde Organisationseinheit innerhalb einer lebens-
oder verteidigungswichtigen Einrichtung, die vor unberech-
tigtem Zugang geschützt ist und von der im Fall der Beein-
trächtigung eine erhebliche Gefahr für die in den Absätzen 4
und 5 genannten Schutzgüter ausgeht. 2Die für die Einrich-
tung jeweils zuständige oberste Landesbehörde bestimmt im
Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium
(Fachministerium) die sicherheitsempfindlichen Stellen.

(7) Dieses Gesetz gilt nicht für

1. die Mitglieder des Landtages und der Landesregierung, 

2. Richterinnen und Richter, soweit sie Aufgaben der Recht-
sprechung wahrnehmen, 

3. ausländische Staatsangehörige, die in der Bundesrepublik
Deutschland im Interesse über- oder zwischenstaatlicher
Stellen eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit nach Ab-
satz 2 Nr. 2 ausüben sollen, 

4. Personen, die vom Volk oder vom Landtag gewählt wer-
den.

(8) 1Auf eine Sicherheitsüberprüfung kann verzichtet wer-
den, wenn bereits eine Sicherheitsüberprüfung nach der für
die sicherheitsempfindliche Tätigkeit erforderlichen Stufe
(§ 7) durchgeführt und dabei die Zuverlässigkeit festgestellt
worden ist. 2Die über die Sicherheitsüberprüfung geführten
Akten müssen verfügbar sein.

§ 2

Einbezogene Personenen

1Ist die betroffene Person nach einer der Stufen der Sicher-
heitsüberprüfung gemäß § 7 Abs. 2 oder 3 zu überprüfen, so
soll die Ehegattin oder der Ehegatte, die Lebenspartnerin oder
der Lebenspartner oder die Partnerin oder der Partner, mit der
oder dem die betroffene Person in einer auf Dauer angelegten
Gemeinschaft als Lebensgefährtin oder Lebensgefährte lebt,
soweit volljährig, in die Sicherheitsüberprüfung einbezogen
werden (einbezogene Person). 2Geht eine nach Satz 1 bereits
überprüfte Person eine Ehe, eine Lebenspartnerschaft oder
eine auf Dauer angelegte Gemeinschaft ein, so hat sie die zu-
ständige Stelle hierüber zu unterrichten, damit diese die Ein-
beziehung des Ehegatten oder der Lebenspartnerin oder des
Lebenspartners oder der Lebensgefährtin oder des Lebens-
gefährten in die Sicherheitsüberprüfung nachholen kann.

§ 3

Verschlusssachen

(1) Verschlusssachen sind hierzu von der zuständigen Be-
hörde oder auf deren Veranlassung von einem Dritten nach
Maßgabe des Absatzes 2 eingestufte, im öffentlichen Interesse
geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Er-
kenntnisse, unabhängig von ihrer Darstellungsform.

(2) Eine Verschlusssache ist

1. STRENG GEHEIM, wenn die Kenntnisnahme durch Un-
befugte den Bestand oder lebenswichtige Interessen der
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder ge-
fährden kann, 

2. GEHEIM, wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte die
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder eines
ihrer Länder gefährden oder ihren Interessen schweren
Schaden zufügen kann, 

3. VS-VERTRAULICH, wenn die Kenntnisnahme durch Un-
befugte für die Interessen der Bundesrepublik Deutschland
oder eines ihrer Länder schädlich sein kann.

§ 4

Sicherheitsrisiko, sicherheitserhebliche Erkenntnisse

(1) Ein Sicherheitsrisiko liegt vor, wenn im Einzelfall tat-
sächliche Anhaltspunkte Zweifel an der Zuverlässigkeit der
betroffenen Person bei der Wahrnehmung einer sicherheits-
empfindlichen Tätigkeit begründen.

(2) Zweifel an der Zuverlässigkeit werden insbesondere
begründet, wenn

1. das persönliche, dienstliche oder berufliche Verhalten der
betroffenen Person die erforderliche Geheimhaltung ge-
fährdet,

2. die Gefahr besteht, dass die betroffene Person, insbesonde-
re wegen der Besorgnis ihrer Erpressbarkeit, Anwerbungs-
versuchen fremder Nachrichtendienste ausgesetzt sein
könnte oder

3. infrage steht, dass die betroffene Person jederzeit für die
freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes eintreten wird.

(3) Ein Sicherheitsrisiko bei der betroffenen Person kann
sich auch aufgrund sicherheitserheblicher Erkenntnisse zur
einbezogenen Person (§ 2) ergeben. 
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(4) Eine Erkenntnis ist sicherheitserheblich, soweit sich im
Einzelfall aus ihr ein Anhaltspunkt für ein Sicherheitsrisiko
ergibt. 

§ 5

Rechte der betroffenen und der einbezogenen Person

(1) Die betroffene Person ist von der zuständigen Stelle über
die Sicherheitsüberprüfung und deren Stufe (§ 7), das damit
verbundene Verfahren der Datenerhebung sowie über den
Umfang der Datenspeicherung zu unterrichten.

(2) 1Die Einwilligung der betroffenen Person ist Voraus-
setzung für die Durchführung einer Sicherheitsüberprüfung.
2Sie muss sich auf alle Maßnahmen beziehen, über die nach
Absatz 1 zu unterrichten ist. 3Die Einwilligung kann jederzeit
widerrufen werden.

(3) 1Die betroffene Person kann Angaben verweigern, die für
sie, einen nahen Angehörigen im Sinne des § 52 Abs. 1 der
Strafprozessordnung oder für die Lebensgefährtin oder den
Lebensgefährten die Gefahr straf- oder disziplinarrechtlicher
Verfolgung, der Entlassung oder Kündigung begründen könn-
ten. 2Über das Verweigerungsrecht ist die betroffene Person zu
belehren.

(4) Für die einbezogene Person (§ 2) gelten die Absätze 1 bis 3
entsprechend. 

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Die Sicherheitsüberprüfung bei Behörden

§ 6

Zuständigkeit

(1) 1Zuständige Stelle für die Sicherheitsüberprüfung ist die
Behörde, die eine Person mit einer sicherheitsempfindlichen
Tätigkeit betrauen will. 2Zuständige Stelle für Sicherheits-
überprüfungen von Personen, die eine sicherheitsempfind-
liche Tätigkeit nach § 1 Abs. 3 ausüben, ist die Behörde oder
sonstige öffentliche Stelle, die aufgrund einer Verordnung
gemäß § 27 a Aufgaben nach § 1 Abs. 3 wahrnimmt und eine
Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit betrauen
will. 3Das Fachministerium kann eine abweichende Zustän-
digkeit bestimmen. 

(2) Die Aufgaben der zuständigen Stelle nach diesem Gesetz
sind von einer von der Personalverwaltung personell und
organisatorisch getrennten Stelle wahrzunehmen.

(3) Mitwirkende Behörde bei der Sicherheitsüberprüfung ist
das Niedersächsische Landesamt für Verfassungsschutz. 

(4) 1Das Fachministerium erklärt eine Behörde oder Teile
einer Behörde zum Sicherheitsbereich, wenn dies aufgrund
des Umfangs und der Bedeutung der dort anfallenden Ver-
schlusssachen erforderlich ist. 2Das Fachministerium kann
die Zuständigkeit auf andere Behörden übertragen.

§ 7

Stufen der Sicherheitsüberprüfung

(1) Eine einfache Sicherheitsüberprüfung ist für Personen
durchzuführen, die 

1. Zugang zu VS-VERTRAULICH eingestuften Verschluss-
sachen erhalten sollen oder ihn sich aufgrund ihrer dienst-
lichen Tätigkeit verschaffen können, 

2. Tätigkeiten in einem Sicherheitsbereich (§ 6 Abs. 4) wahr-
nehmen sollen, es sei denn, dass eine Sicherheitsüber-
prüfung wegen der Art oder Dauer der Tätigkeit nicht er-
forderlich ist oder

3. Tätigkeiten in Bereichen nach § 1 Abs. 3 wahrnehmen
sollen.

(2) Eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung ist für Personen
durchzuführen, die 

1. Zugang zu GEHEIM eingestuften Verschlusssachen erhal-
ten sollen oder ihn sich aufgrund ihrer dienstlichen Tätig-
keit verschaffen können,

2. Zugang zu einer hohen Anzahl VS-VERTRAULICH ein-
gestufter Verschlusssachen erhalten sollen oder ihn sich
aufgrund ihrer dienstlichen Tätigkeit verschaffen können, 

soweit nicht die zuständige Stelle im Einzelfall nach Art und
Dauer der Tätigkeit eine Sicherheitsüberprüfung nach Absatz 1
für ausreichend hält. 

(3) Eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung mit Sicherheits-
ermittlungen ist für Personen durchzuführen, die 

1. Zugang zu STRENG GEHEIM eingestuften Verschlusssachen
erhalten sollen oder ihn sich aufgrund ihrer dienstlichen
Tätigkeit verschaffen können, 

2. Zugang zu einer hohen Anzahl GEHEIM eingestufter Ver-
schlusssachen erhalten sollen oder ihn sich aufgrund ihrer
dienstlichen Tätigkeit verschaffen können, 

3. als Bedienstete des Niedersächsischen Landesamtes für
Verfassungsschutz tätig werden sollen,

soweit nicht die zuständige Stelle im Einzelfall nach Art und
Dauer der Tätigkeit eine Sicherheitsüberprüfung nach Absatz 1
oder 2 für ausreichend hält. 

§ 8

Sicherheitserklärung

(1) 1In der Sicherheitserklärung sind von der betroffenen
Person anzugeben: 

1. Namen, auch frühere, Vornamen, 

2. Geburtsdatum, Geburtsort, 

3. Staatsangehörigkeit, auch frühere, und doppelte Staats-
angehörigkeiten, 

4. Familienstand, 

5. Wohnsitze und Aufenthalte von längerer Dauer als zwei
Monate, und zwar im Inland in den vergangenen fünf
Jahren, im Ausland ab dem 18. Lebensjahr, 

6. ausgeübter Beruf, 

7. Arbeitgeber und dessen Anschrift, 

8. im Haushalt lebende Personen über 18 Jahre (Namen,
auch frühere, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort und
Verhältnis zu diesen Personen), 

9. Angaben darüber, ob in den letzten fünf Jahren psychische
Störungen, insbesondere krankhafte Abhängigkeiten von
Alkohol, Drogen oder Tabletten, aufgetreten sind,

10. Angaben darüber, ob in den vergangenen fünf Jahren
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen durchgeführt wurden
und ob zurzeit die finanziellen Verpflichtungen erfüllt
werden können, 

11. Kontakte zu ausländischen Nachrichtendiensten oder zu
Nachrichtendiensten der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik, die auf einen Anbahnungs- und
Werbungsversuch hindeuten können, 

12. Beziehungen zu verfassungsfeindlichen Organisationen, 

13. anhängige Straf- und Disziplinarverfahren, 

14. Angaben zu Wohnsitzen, Aufenthalten, Reisen sowie zu
nahen Angehörigen und sonstigen Beziehungen in und
zu Staaten, in denen nach Feststellung des Fachministe-
riums besondere Sicherheitsrisiken für die mit sicher-
heitsempfindlicher Tätigkeit befassten Personen zu be-
fürchten sind, 

15. Angaben zu früheren Sicherheitsüberprüfungen.
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2Zur einbezogenen Person (§ 2) sind mit deren Einwilligung
die in Satz 1 Nrn. 1 bis 4, 9, 11 und 12 genannten Daten anzu-
geben.

(2) 1Bei den Sicherheitsüberprüfungen gemäß § 7 Abs. 2
oder 3 ist über Absatz 1 hinaus anzugeben:

1. Anzahl der Kinder, 

2. Eltern, Stief- oder Pflegeeltern (Namen, auch frühere, Vor-
namen, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit
und Wohnsitz), 

3. Ausbildungs- und Beschäftigungszeiten, Wehr- oder Zivil-
dienstzeiten mit Angabe der Ausbildungsstätten, Beschäf-
tigungsstellen sowie deren Anschriften, 

4. Nummer des Personalausweises oder Reisepasses.
2Der Erklärung sind zwei aktuelle Lichtbilder der betroffenen
Person beizufügen. 3Die betroffene Person hat zusätzlich über
die einbezogene Person (§ 2) die in Satz 1 Nr. 4 sowie die in
Absatz 1 Satz 1 Nrn. 5 bis 7, 10, 13 und 14 genannten Daten
anzugeben. 

(3) Bei der Sicherheitsüberprüfung gemäß § 7 Abs. 3 sind
ferner drei Referenzpersonen (Namen, Vornamen, Beruf, beruf-
liche und private Anschrift und Rufnummern sowie zeitlicher
Beginn der Bekanntschaft) anzugeben. 

(4) Bei Sicherheitsüberprüfungen der Bediensteten des Nie-
dersächsischen Landesamtes für Verfassungsschutz sind zu-
sätzlich die Wohnsitze seit der Geburt, abgeschlossene Straf-
und Disziplinarverfahren, alle Kontakte zu ausländischen
Nachrichtendiensten oder zu Nachrichtendiensten der ehe-
maligen Deutschen Demokratischen Republik sowie die voll-
jährigen Kinder und die Geschwister (Namen, auch frühere,
Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit
und Wohnsitze) anzugeben.

(5) 1Die Sicherheitserklärung ist gegenüber der zuständigen
Stelle abzugeben. 2Die Sicherheitserklärung ist zu berichtigen,
wenn sich während einer Sicherheitsüberprüfung Änderun-
gen zu den Angaben nach den Absätzen 1 bis 3 ergeben.

(6) 1Die zuständige Stelle prüft die Angaben auf Vollständig-
keit und Folgerichtigkeit. 2Zu diesem Zweck kann die zustän-
dige Stelle die Personalakte der betroffenen Person einsehen
und diese befragen. 3Die nach Satz 1 überprüften Angaben
werden an die mitwirkende Behörde weitergeleitet, sofern
nicht bereits aufgrund der Angaben in der Sicherheitserklä-
rung eine Entscheidung gemäß § 11 Abs. 2 Satz 2 getroffen
werden kann. 4Die mitwirkende Behörde kann mit Einwilli-
gung der zuständigen Stelle und der betroffenen Person in die
Personalakte Einsicht nehmen, wenn dies zur Klärung oder
Beurteilung sicherheitserheblicher Erkenntnisse erforderlich
ist. 

§ 9

Maßnahmen der Sicherheitsüberprüfung

(1) Bei einer Sicherheitsüberprüfung trifft die mitwirkende
Behörde zur Feststellung und Aufklärung, ob tatsächliche An-
haltspunkte für ein Sicherheitsrisiko gegeben sind, folgende
Maßnahmen: 

1. Sicherheitsmäßige Bewertung der Angaben in der Sicher-
heitserklärung unter Berücksichtigung der Erkenntnisse
der Verfassungsschutzbehörden. Dazu können Anfragen
an die nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes
(BVerfSchG) zulässigen Verbunddateien über die in der
Sicherheitserklärung genannten Personen und Objekte
gestellt werden.

2. Anfragen an das Bundeskriminalamt und unter Beteili-
gung der Landeskriminalämter an die Polizeidienststellen
der innegehabten Wohnsitze der betroffenen Person, in
der Regel beschränkt auf die letzten fünf Jahre. Die Anfra-
gen zu der betroffenen Person sind ausschließlich zulässig
für Auskünfte über abgeschlossene und laufende Strafver-

fahren sowie über sonstige sicherheitserhebliche Erkennt-
nisse, die bekannt geworden sind. 

3. Einholung einer unbeschränkten Auskunft aus dem Bun-
deszentralregister über die betroffene Person.

4. Anfragen an die Nachrichtendienste des Bundes und die
Grenzschutzdirektion zur Gewinnung von Informationen
über sicherheitserhebliche Erkenntnisse.

5. Einholung einer Auskunft aus dem zentralen staatsanwalt-
schaftlichen Verfahrensregister.

(2) Ergeben sich aus der Sicherheitserklärung oder aufgrund
der Abfrage aus einer der in § 6 BVerfSchG genannten Ver-
bunddateien sicherheitserhebliche Erkenntnisse über die ein-
bezogene Person (§ 2), so können die weiteren Maßnahmen
nach Absatz 1 Nrn. 2 bis 4 nur durchgeführt werden, wenn
die einbezogene Person (§ 2) hierin einwilligt. 

(3) Bei der Sicherheitsüberprüfung gemäß § 7 Abs. 2 oder 3
trifft die mitwirkende Behörde über Absätze 1 und 2 hinaus
folgende Maßnahmen:

1. Prüfung der Identität der betroffenen Person, wobei Anfra-
gen an die für das Meldewesen zuständigen Behörden der
Wohnsitze der betroffenen Person, in der Regel beschränkt
auf die letzten fünf Jahre, gerichtet werden können. 

2. Überprüfung der einbezogenen Person (§ 2) in dem in
Nummer 1 und Absatz 1 genannten Umfang.

(4) 1Bei der Sicherheitsüberprüfung gemäß § 7 Abs. 3 be-
fragt die mitwirkende Behörde zusätzlich die von der betrof-
fenen Person in ihrer Sicherheitserklärung angegebenen Refe-
renzpersonen. 2Außerdem können Auskunftspersonen befragt
werden, um zu prüfen, ob die Angaben der betroffenen Person
zutreffen und ob tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die
auf ein Sicherheitsrisiko schließen lassen.

(5) 1Die zuständige Stelle fragt bei dem Bundesbeauftragten
für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemali-
gen Deutschen Demokratischen Republik an, ob dort Erkennt-
nisse über eine hauptamtliche oder inoffizielle Tätigkeit der
betroffenen Person oder der einbezogenen Person (§ 2) für den
Staatssicherheitsdienst der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik vorliegen, wenn 

1. die betroffene oder die einbezogene Person vor dem 1. Ja-
nuar 1970 geboren wurde und in dem Gebiet der ehe-
maligen Deutschen Demokratischen Republik wohnhaft
war oder

2. sonstige Anhaltspunkte für eine Tätigkeit für den Staats-
sicherheitsdienst der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik vorliegen. 

2Ergibt die Anfrage sicherheitserhebliche Erkenntnisse, so über-
mittelt die zuständige Stelle diese zur Bewertung an die mit-
wirkende Behörde. 

(6) Ergibt sich aus einer gemäß den Absätzen 1 bis 5 durch-
geführten Maßnahmen ein Sicherheitsrisiko (§ 4 Abs. 1), so
sollen weitere Maßnahmen unterbleiben.

§ 10

Anhörung zu sicherheitserheblichen Erkenntnissen

(1) 1Ergeben sich im Rahmen der Maßnahmen nach § 9
Abs. 1 bis 5 sicherheitserhebliche Erkenntnisse, so hört die
mitwirkende Behörde die betroffene Person an. 2Betreffen die
sicherheitserheblichen Erkenntnisse die einbezogene Person
(§ 2), so ist auch diese zu hören. 3Auf Antrag der betroffenen
Person oder der einbezogenen Person kann bei der Anhörung
eine Vertreterin oder ein Vertreter der zuständigen Stelle zu-
gegen sein.

(2) Die Anhörung unterbleibt, soweit schutzwürdige Inte-
ressen des Bundes, eines Landes oder einzelner Personen ent-
gegenstehen.
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(3) 1Wenn die Anhörung die sicherheitserheblichen Erkennt-
nisse nicht ausräumt oder die Anhörung gemäß Absatz 2
unterbleibt, so kann die mitwirkende Behörde Auskunfts-
personen oder andere Stellen, insbesondere Staatsanwalt-
schaften oder Gerichte, befragen und eine Prüfung der
Identität (§ 9 Abs. 3 Nr. 1) durchführen. 2Können die sicher-
heitserheblichen Erkenntnisse nur durch weitere Maßnahmen
einer höheren Stufe der Sicherheitsüberprüfung aufgeklärt
werden, so kann die zuständige Stelle solche Maßnahmen mit
Einwilligung der betroffenen Person oder der einbezogenen
Person (§ 2) einleiten.

§ 11

Abschluss der Sicherheitsüberprüfung

(1) 1Die mitwirkende Behörde teilt das Ergebnis ihrer Über-
prüfung der zuständigen Stelle mit. 2Kommt die mitwirkende
Behörde zu dem Ergebnis, dass ein Sicherheitsrisiko vorliegt,
so werden nachgeordnete Behörden über die zuständige
oberste Landesbehörde unterrichtet. 

(2) 1Die zuständige Stelle entscheidet, ob die betroffene Per-
son zu einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit zugelassen
werden kann. 2Die betroffene Person darf zu einer sicherheits-
empfindlichen Tätigkeit nicht zugelassen werden, wenn ein
Sicherheitsrisiko vorliegt oder die für die Sicherheitsüber-
prüfung erforderlichen Feststellungen nicht getroffen werden
konnten. 3Die mit den Aufgaben nach diesem Gesetz betraute
Stelle (§ 6 Abs. 2) gibt die Entscheidung der betroffenen Per-
son bekannt und unterrichtet die Personal verwaltende Stelle
sowie die mitwirkende Behörde.

(3) 1Bevor die Zulassung zu einer sicherheitsempfindlichen
Tätigkeit abgelehnt wird, ist der betroffenen Person Gelegen-
heit zu geben, sich persönlich zu den für die Entscheidung
erheblichen Tatsachen zu äußern und hierzu eine Rechts-
anwältin oder einen Rechtsanwalt hinzuzuziehen. 2§ 10 Abs. 2
gilt entsprechend. 

(4) Betreffen die nach Absatz 3 Satz 1 erheblichen Tat-
sachen die einbezogene Person (§ 2), so stehen die Rechte
nach Absatz 3 auch der einbezogenen Person (§ 2) zu.

§ 12

Vorläufige Zulassung 
zu einer sicherheitsempfindlichen Tätigkeit

Die zuständige Stelle kann die betroffene Person in dringen-
den Fällen vor Abschluss der Sicherheitsüberprüfung  zu einer
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit vorläufig zulassen, wenn
die mitwirkende Behörde 

1. bei der Sicherheitsüberprüfung gemäß § 7 Abs. 1 die An-
gaben in der Sicherheitserklärung unter Berücksichtigung
der eigenen Erkenntnisse gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 bewertet
hat oder

2. bei der Sicherheitsüberprüfung gemäß § 7 Abs. 2 oder 3
die Maßnahmen der jeweils niedrigeren Stufe der Sicher-
heitsüberprüfung abgeschlossen hat

und sich daraus keine sicherheitserheblichen Erkenntnisse
ergeben haben.

§ 13

Unterrichtung über sicherheitserhebliche Erkenntnisse

(1) Die zuständige Stelle und die mitwirkende Behörde un-
terrichten sich gegenseitig unverzüglich, wenn sicherheits-
erhebliche Erkenntnisse über die betroffene Person oder die
einbezogene Person (§ 2) bekannt werden oder sich mitge-
teilte Erkenntnisse als unrichtig erweisen. 

(2) 1Die Personal verwaltende Stelle unterrichtet die mit
den Aufgaben nach diesem Gesetz betraute Stelle (§ 6 Abs. 2)
unverzüglich über sicherheitserhebliche persönliche, dienst-

liche und arbeitsrechtliche Umstände der Personen, die eine
sicherheitsempfindliche Tätigkeit ausüben. 2Zu solchen Um-
ständen gehören insbesondere: 

1. Umsetzung, Abordnung, Versetzung und Ausscheiden
sowie die Nichtaufnahme einer sicherheitsempfindlichen
Tätigkeit oder die Übertragung einer anderen sicherheits-
empfindlichen Tätigkeit,

2. Änderungen des Familienstandes, des Namens, eines Wohn-
sitzes oder der Staatsangehörigkeit,

3. Anhaltspunkte für psychische Störungen, insbesondere
krankhafte Abhängigkeiten von Alkohol, Drogen oder
Tabletten,

4. Anhaltspunkte für Überschuldung, insbesondere wenn
Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse vorliegen, 

5. Straf- und Disziplinarsachen sowie dienst- und arbeits-
rechtliche Maßnahmen.

3Die zuständige Stelle unterrichtet die mitwirkende Behörde
über die sich aus Satz 2 Nrn. 1 und 2 ergebenden Veränderun-
gen sowie die sich aus Satz 2 Nrn. 3 bis 5 ergebenden Um-
stände, soweit diese zu sicherheitserheblichen Erkenntnissen
führen können.

§ 14

Ergänzung der Sicherheitserklärung und 
Wiederholungsüberprüfung

(1) Die betroffene Person ist nach Abschluss der Sicher-
heitsüberprüfung verpflichtet, die Sicherheitserklärung auf
Verlangen der zuständigen Stelle um eingetretene Verände-
rungen zu ergänzen.

(2) 1Eine Sicherheitsüberprüfung gemäß § 7 Abs. 3 ist in der
Regel im Abstand von zehn Jahren zu wiederholen. 2Im Übri-
gen kann die zuständige Stelle eine Wiederholungsüber-
prüfung oder Einzelmaßnahmen gemäß § 9 einleiten, wenn
sicherheitserhebliche Erkenntnisse anfallen. 3§ 11 Abs. 2 fin-
det mit der Maßgabe Anwendung, dass die Zulassung zu einer
sicherheitsempfindlichen Tätigkeit gegebenenfalls aufzuheben
ist.

(3) Führen Maßnahmen gemäß Absatz 2 vor ihrem Ab-
schluss zu sicherheitserheblichen Erkenntnissen, so kann die
zuständige Stelle die Zulassung zu einer sicherheitsempfind-
lichen Tätigkeit vorläufig aufheben.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Akten über die Sicherheitsüberprüfung, Datenverarbeitung

§ 15

Sicherheitsakte und Sicherheitsüberprüfungsakte

(1) Die zuständige Stelle führt über die betroffene Person
eine Sicherheitsakte, in die die zur Erfüllung der Aufgaben
der zuständigen Stelle erforderlichen Daten über die Sicher-
heitsüberprüfung, insbesondere die des § 13 Abs. 2 Satz 2,
aufzunehmen sind. 

(2) Die mitwirkende Behörde führt über die betroffene Per-
son eine Sicherheitsüberprüfungsakte, in die die gemäß § 13
Abs. 2 Satz 3 übermittelten sowie diejenigen Daten aufzuneh-
men sind, die die Sicherheitsüberprüfung, die im Einzelnen
durchgeführten Maßnahmen und deren Ergebnisse betreffen.

§ 16

Vernichtung der Akten

(1) 1Die Sicherheitsakte einschließlich der zugehörigen
Hilfsmittel der Schriftgutverwaltung ist von der zuständigen
Stelle
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1. ein Jahr nach Abschluss der Sicherheitsüberprüfung,
wenn die betroffene Person in dieser Zeit keine sicher-
heitsempfindliche Tätigkeit aufgenommen hat, oder 

2. fünf Jahre nach dem Ausscheiden der betroffenen Person
aus der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit

zu vernichten. 2Willigt die betroffene Person in die weitere
Aufbewahrung ein, so ist deren Sicherheitsakte spätestens
zehn Jahre ab den in Satz 1 bestimmten Zeitpunkten zu ver-
nichten. 3Die Vernichtung unterbleibt, solange im Zusam-
menhang mit der sicherheitsempfindlichen Tätigkeit der
betroffenen Person ein Verwaltungsstreitverfahren oder ein
Strafverfahren wegen einer Straftat nach § 17 Abs. 2 des
Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes anhängig ist.

(2) Für die Sicherheitsüberprüfungsakte bei der mitwirken-
den Behörde gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) 1An die Stelle der Vernichtung tritt die Abgabe an die
Archivverwaltung nach den Vorschriften des Niedersächsi-
schen Archivgesetzes. 2Die Nutzung archivierter Sicherheits-
oder Sicherheitsüberprüfungsakten für Zwecke dieses Geset-
zes ist ausgeschlossen, solange diese nicht allgemein zugäng-
lich sind.

§ 17

Speichern personenbezogener Daten in Dateien

(1) Die zuständige Stelle darf nur zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben nach diesem Gesetz und nur

1. die in § 8 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 genannten personen-
bezogenen Daten der betroffenen Person unter Angabe der
Fundstelle in den Akten der zuständigen Stelle und der
mitwirkenden Behörde, 

2. die Bezeichnung der Beschäftigungsstelle und 

3. Verfügungen zur Bearbeitung des Vorgangs

in Dateien speichern. 

(2) 1Die mitwirkende Behörde darf nur zur Erfüllung ihrer
Aufgaben nach diesem Gesetz und nur

1. die in § 8 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 genannten personen-
bezogenen Daten der betroffenen oder der einbezogenen
Person (§ 2) unter Angabe der Fundstelle in den Akten und

2. Verfügungen zur Bearbeitung des Vorgangs

in Dateien speichern. 2Die Daten nach Satz 1 Nr. 1 dürfen
auch in den nach § 6 BVerfSchG zulässigen Verbunddateien
gespeichert werden.

(3) Personenbezogene Daten dürfen nur dann in Dateien
gespeichert werden, wenn sie aus Akten ersichtlich sind. 

§ 18

Zweckbindung

(1) 1Personenbezogene Daten dürfen nur gespeichert, verän-
dert, genutzt und übermittelt werden, soweit dies zur Erfül-
lung der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist und die
Daten hierfür erhoben oder erlangt worden sind. 2Ein Spei-
chern oder Nutzen zu einem anderen Zweck liegt nicht vor,
wenn dies zur Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbe-
fugnissen, zur Rechnungsprüfung oder zur Durchführung von
Organisationsuntersuchungen im Rahmen der Rechnungs-
prüfung erfolgt.

(2) 1Werden personenbezogene Daten nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes übermittelt, so hat die empfangende Stelle
zu prüfen, ob die Daten für die Erfüllung ihrer Aufgaben erfor-
derlich sind. 2Ergibt die Prüfung, dass dies nicht der Fall ist,
so haben sie die entsprechenden Unterlagen zu vernichten
und gespeicherte Daten zu löschen. 3Im Übrigen dürfen die
personenbezogenen Daten nur für den Zweck weiterverarbei-

tet werden, zu dem sie übermittelt wurden. 4Abweichend
hiervon ist ein weiteres Verarbeiten durch die Strafverfol-
gungsbehörden nur dann zulässig, wenn die Strafverfolgung
auf andere Weise erheblich weniger Erfolg versprechend oder
wesentlich erschwert wäre.

(3) Erweisen sich personenbezogene Daten nach ihrer Über-
mittlung als unvollständig oder unrichtig, so sind sie gegen-
über der empfangenden Stelle unverzüglich zu ergänzen oder
zu berichtigen, es sei denn, dass der Mangel für die Beurtei-
lung des Sachverhalts offensichtlich ohne Bedeutung ist.

§ 19

Verarbeitung personenbezogener Daten für andere Zwecke

(1) Die für die Zwecke nach diesem Gesetz verarbeiteten
personenbezogenen Daten dürfen für andere Zwecke nur mit
Einwilligung der betroffenen Personen oder in folgenden Fäl-
len verarbeitet werden:

1. Die zuständige Stelle und die mitwirkende Behörde dürfen
an die Strafverfolgungsbehörden personenbezogene Daten
für die Verfolgung einer Straftat nach § 17 Abs. 2 des Nie-
dersächsischen Verfassungsschutzgesetzes übermitteln. 

2. Die mit den Aufgaben nach diesem Gesetz betraute Stelle
(§ 6 Abs. 2) darf der Personal verwaltenden Stelle perso-
nenbezogene Daten für disziplinarrechtliche sowie dienst-
oder arbeitsrechtliche Zwecke übermitteln, wenn dies zur
Gewährleistung des Verschlusssachenschutzes erforder-
lich ist. 

3. Die mitwirkende Behörde darf personenbezogene Daten
speichern, verändern, übermitteln oder nutzen, soweit dies
zur Aufklärung von sicherheitsgefährdenden oder geheim-
dienstlichen Tätigkeiten für eine fremde Macht erforder-
lich ist.

4. Die nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 gespeicherten Daten dür-
fen zur Erfüllung aller Zwecke des Verfassungsschutzes
verarbeitet werden.

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten, die auf-
grund einer Einwilligung nach § 16 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2
sowie § 20 Abs. 2 weiter vorgehalten werden, ist nur zur
Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben oder
mit Einwilligung der betroffenen Person zulässig. 

§ 20

Berichtigen, Löschen und Sperren
personenbezogener Daten

(1) 1Die zuständige Stelle und die mitwirkende Behörde ha-
ben die bei ihnen gespeicherten personenbezogenen Daten zu
berichtigen, wenn sie unrichtig sind. 2Bestreitet die betroffene
Person oder die einbezogene Person (§ 2) die Richtigkeit per-
sonenbezogener Daten, so ist dies in der Sicherheitsakte oder
Sicherheitsüberprüfungsakte zu vermerken und in der Datei
in geeigneter Weise festzuhalten.

(2) 1In Dateien gespeicherte personenbezogene Daten sind
von der zuständigen Stelle oder der mitwirkenden Behörde
spätestens mit Ablauf der in § 16 Abs. 1 genannten Fristen zu
löschen. 2Im Übrigen sind in Dateien gespeicherte personen-
bezogene Daten zu löschen, wenn ihre Speicherung unzu-
lässig ist. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die in den nach
§ 6 BVerfSchG zulässigen Verbunddateien gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten. 4§ 16 Abs. 1 Satz 3 sowie im Falle
des Löschens von Daten nach Fristablauf § 16 Abs. 3 gelten
entsprechend.

(3) 1Die Löschung unterbleibt, wenn Grund zu der An-
nahme besteht, dass durch sie schutzwürdige Interessen der
betroffenen Person beeinträchtigt würden. 2In diesem Falle
sind die Daten zu sperren. 3Sie dürfen nur noch mit Einwilli-
gung der betroffenen Person verarbeitet werden. 
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§ 21

Auskunft, Akteneinsicht

(1) Die zuständige Stelle oder die mitwirkende Behörde ge-
währt auf schriftlichen Antrag der anfragenden Person unent-
geltlich Auskunft oder Akteneinsicht über die im Rahmen der
Sicherheitsüberprüfung zu ihrer Person gespeicherten Daten. 

(2) Die Auskunftsverpflichtung erstreckt sich nicht auf
Angaben über die Herkunft der Daten und die Empfänger von
Übermittlungen. 

(3) Die Auskunftserteilung oder die Akteneinsicht ist abzu-
lehnen, wenn 

1. eine Gefährdung der Informationsquellen oder der Auf-
gabenerfüllung der speichernden Stelle durch die Aus-
kunftserteilung zu befürchten ist,

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder
sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile
bereiten würde oder

3. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer
Rechtsvorschrift oder wegen der berechtigten Interessen
von Dritten geheim gehalten werden müssen. 

(4) 1Die Gründe der Ablehnung der Auskunftserteilung oder
der Akteneinsicht sind aktenkundig zu machen. 2Die Ableh-
nung bedarf keiner Begründung, soweit durch sie der Zweck
der Ablehnung gefährdet würde. 3Wird der anfragenden Per-
son keine Begründung für die Ablehnung gegeben, so ist ihr
die Rechtsgrundlage hierfür zu nennen. 4Sie hat das Recht,
sich an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten
für den Datenschutz zu wenden. 5Der oder dem Landesbeauf-
tragten ist auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 6Mitteilungen
der oder des Landesbeauftragten an die anfragende Person
dürfen keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der spei-
chernden Stelle zulassen, soweit diese nicht einer weiterge-
henden Mitteilung zustimmt.

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Sonderregelungen bei Sicherheitsüberprüfungen 
für nicht öffentliche Stellen

§ 22

Zuständigkeit

(1) 1Zuständige Stelle für die Sicherheitsüberprüfung von
Beschäftigten einer nicht öffentlichen Stelle ist die Behörde,
die eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit gemäß § 1 Abs. 2
in einer nicht öffentlichen Stelle ausüben lässt. 2Die Bestim-
mungen der §§ 7 bis 14 gelten entsprechend. 3Handelt es sich
bei der zuständigen Stelle um eine oberste Landesbehörde, so
kann diese ihre Zuständigkeit auf eine nachgeordnete Behör-
de übertragen.

(2) 1Zuständige Stelle für Sicherheitsüberprüfungen von
Personen, die eine sicherheitsempfindliche Tätigkeit nach § 1
Abs. 3 ausüben, ist die oberste Landesbehörde, deren Zustän-
digkeit für die nicht öffentliche Stelle in einer Verordnung
nach § 27 a festgelegt ist. 2Sie kann ihre Befugnis auf eine von
ihr bestimmte sonstige öffentliche Stelle des Landes über-
tragen.

(3) 1Die Aufgaben der nicht öffentlichen Stelle nach diesem
Gesetz sind von einer von der Personalverwaltung getrennten
Organisationseinheit wahrzunehmen. 2Die zuständige Stelle
kann Ausnahmen zulassen.

§ 23

Verfahren

(1) 1Die betroffene Person legt der nicht öffentlichen Stelle
eine Erklärung mit den Angaben nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1
bis 7 vor. 2§ 8 Abs. 6 Sätze 1 und 2 gilt entsprechend. 3Die

nicht öffentliche Stelle gibt die überprüften Angaben an die
zuständige Stelle weiter und teilt dieser vorhandene sicher-
heitserhebliche Erkenntnisse mit. 

(2) 1Die Angaben zur Sicherheitserklärung gemäß § 8 Abs. 1
bis 3 sind gegenüber der zuständigen Stelle abzugeben. 2Diese
kann zu den Angaben der betroffenen Person Auskünfte von
der nicht öffentlichen Stelle einholen, soweit dies für die Auf-
klärung oder Bewertung sicherheitserheblicher Erkenntnisse
erforderlich ist.

(3) 1Die zuständige Stelle unterrichtet die nicht öffentliche
Stelle nur darüber, ob die betroffene Person zur sicherheits-
empfindlichen Tätigkeit zugelassen oder vorläufig zugelassen
oder ob die Zulassung aufgehoben oder vorläufig aufgehoben
wird. 2Erkenntnisse, die zur Ablehnung der Zulassung geführt
haben, dürfen nicht mitgeteilt werden. 3Zur Gewährleistung
des Verschlusssachenschutzes können sicherheitserhebliche
Erkenntnisse an die nicht öffentliche Stelle übermittelt wer-
den.

§ 24

Ergänzende Verfahrensregelungen

(1) 1§ 13 Abs. 2 findet auf die nicht öffentliche Stelle ent-
sprechende Anwendung. 2Die nicht öffentliche Stelle hat der
zuständigen Stelle die in § 13 Abs. 2 genannten Umstände
unverzüglich mitzuteilen.

(2) Aus Anlass der Ergänzung der Sicherheitserklärung ge-
mäß § 14 Abs. 1 sind die Maßnahmen gemäß § 9 Abs. 1 Nrn. 2
und 3 durchzuführen.

§ 25

Sicherheitsakte der nicht öffentlichen Stelle,
Datenverarbeitung

(1) Die nicht öffentliche Stelle führt eine besondere Sicher-
heitsakte, für die die Vorschriften dieses Gesetzes über die
Sicherheitsakte entsprechend mit der Maßgabe gelten, dass
die Sicherheitsakte der nicht öffentlichen Stelle bei einem
Wechsel des Arbeitgebers nicht abgegeben wird. 

(2) Für die nicht öffentliche Stelle gelten § 17 Abs. 1 und
§ 20 entsprechend. 

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Reisebeschränkungen, Verordnungsermächtigung 
und Schlussvorschriften

§ 26

Reisebeschränkungen

(1) 1Personen, deren Tätigkeit eine Sicherheitsüberprüfung
nach § 7 Abs. 2 oder 3 erfordert, können durch das Fachminis-
terium verpflichtet werden, Dienst- und Privatreisen in und
durch Staaten, für die besondere Sicherheitsregelungen gel-
ten, der zuständigen Stelle oder dieser über die nicht öffent-
liche Stelle rechtzeitig vorher anzuzeigen. 2Die Verpflichtung
kann auch für die Zeit nach dem Ausscheiden aus der sicher-
heitsempfindlichen Tätigkeit angeordnet werden. 

(2) Die Reise kann von der zuständigen Stelle untersagt wer-
den, wenn eine besonders sicherheitsempfindliche Tätigkeit
oder Anhaltspunkte zur Person vorliegen, die eine erheb-
liche Gefährdung durch fremde Nachrichtendienste erwarten
lassen. 

§ 27

Geltung des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes

Der Erste Abschnitt sowie die §§ 18 bis 20, 22, 23, 28
und 29 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes finden
Anwendung für den öffentlichen und den nicht öffentlichen
Bereich.
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§ 27 a

Verordnungsermächtigung

Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verordnung
zu bestimmen, welche Behörden oder sonstigen öffentlichen
Stellen des Landes oder nicht öffentlichen Stellen oder Teile
von ihnen lebens- oder verteidigungswichtig im Sinne des § 1
Abs. 3 sind und welche oberste Landesbehörde für die nicht
öffentliche Stelle zuständig ist.

§ 28

Änderung des 
Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes*)

§ 29

Änderung des Gesetzes über den 
Niedersächsischen Landesrechnungshof*)

§ 30

In-Kraft-Treten**)

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

(2) § 1 Abs. 4 findet auch Anwendung, wenn eine Sicher-
heitsüberprüfung vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes abge-
schlossen wurde.

**) Diese Vorschrift des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom
3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 128) wird hier nicht abgedruckt.

**) Diese Vorschrift betrifft das In-Kraft-Treten und die Paragrafen-
folge des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom 3. März
1998 (Nds. GVBl. S. 128). Der Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der
späteren Änderungen ergibt sich aus dem in der vorangestellten
Bekanntmachung näher bezeichneten Gesetz.
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V e r o r d n u n g
über Zuständigkeiten für die Gefahrenabwehr in Hafen-, 

Fähr- und Schifffahrtsangelegenheiten

Vom 16. April 2004

Aufgrund des § 1 Satz 1 des Gesetzes über Zuständigkeiten
für die Gefahrenabwehr in Hafen-, Fähr- und Schifffahrts-
angelegenheiten vom 15. Juli 1971 (Nds. GVBl. S. 256) wird
im Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres und Sport
verordnet:

§ 1

Seehäfen

Zuständig für die Gefahrenabwehr in Hafen-, Fähr- und
Schifffahrtsangelegenheiten in den an Seeschifffahrtsstraßen
gelegenen und durch Verordnung nach Landesrecht abge-
grenzten Häfen einschließlich der Lande- und Umschlag-
stellen (Seehäfen) sind

1. das Niedersächsische Hafenamt Elbe
für die Häfen

Cuxhaven und
Stade-Bützfleth;

2. das Niedersächsische Hafenamt Jade-Weser
für die Häfen

Brake,
Elsfleth,
Fedderwardersiel,
Großensiel,
Hooksiel (Außenhafen),
Nordenham,
Ochtum und
Wilhelmshaven sowie

für die Hafenanlagen (Anleger) vor dem

Heppenser Groden,
Rüstersieler Groden und
Voslapper Groden; 

3. das Niedersächsische Hafenamt Ems-Dollart
für die Häfen

Baltrum,
Bensersiel,
Borkum,
Dornumer-Accumersiel,
Emden,
Greetsiel,
Harlesiel,
Juist,
Langeoog,
Neßmersiel,
Neuharlingersiel,
Norddeich,
Norderney,
Spiekeroog und 
Wangerooge;

4. die Landkreise und kreisfreien Städte für die übrigen See-
häfen.

§ 2

Binnenhäfen

Zuständig für die Gefahrenabwehr in Hafen-, Fähr- und
Schifffahrtsangelegenheiten in den an Binnenschifffahrts-

straßen gelegenen und durch Verordnung nach Landesrecht
abgegrenzten Häfen einschließlich der Lande- und Umschlag-
stellen (Binnenhäfen) sind die Landkreise und kreisfreien
Städte.

§ 3

Fährangelegenheiten außerhalb der See- und Binnenhäfen

Zuständig für die Gefahrenabwehr in Fährangelegenheiten
außerhalb der See- und Binnenhäfen sind die Landkreise und
kreisfreien Städte, soweit diese Angelegenheiten nicht in der
Fährenbetriebsverordnung vom 24. Mai 1995 (BGBl. I S. 752)
in der jeweils geltenden Fassung geregelt sind.

§ 4

Schifffahrtsangelegenheiten außerhalb der 
See- und Binnenhäfen

Zuständig für die Gefahrenabwehr in Schifffahrtsangele-
genheiten außerhalb der See- und Binnenhäfen sowie der
Bundeshäfen sind

1. das Niedersächsische Hafenamt Ems-Dollart für

das Benser Tief,
die Hafenzufahrt Norddeich,
das Leyhörner Sieltief,
die Schleuse Leysiel mit Vorhafen,
das Leyhörner Außentief,
das Neßmersieler Außentief,
das Neuharlinger Siel- und Außentief,
das Westeraccumersieler Außentief und
das Wittmunder Tief;

2. das Niedersächsische Hafenamt Jade-Weser für

das Dangaster Außentief,
das Fedderwarder Sieltief,
das Vareler Tief und
das Wangersieltief;

3. die Landkreise und kreisfreien Städte für die übrigen
schiffbaren Gewässer und für die anderen Gewässer, auf
denen die Schifffahrt zugelassen ist.

§ 5

In-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Zuständigkei-
ten für die Gefahrenabwehr in Hafen-, Fähr- und Schifffahrts-
angelegenheiten vom 19. Dezember 1984 (Nds. GVBl. S. 289),
geändert durch Verordnung vom 15. März 1995 (Nds. GVBl.
S. 62), außer Kraft.

Hannover, den 16. April 2004

Niedersächsisches Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

H i r c h e

Minister
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